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KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN!

Das bedruckte Papier, das ihr mit diesem Kollektivvertrag in Hdnden
haltet, ist sehr viel mehr wert, als es auf den ersten Blick scheint: Es
bedeutet geregelte Einkommen und faire Arbeitsbedingungen fir alle
Arbeiterinnen und Arbeiter in vielen Branchen. Es schafft auBerdem
fur die Betriebsratinnen und Betriebsréte die Mdglichkeit, zusétzlich
maBgeschneiderte Betriebsvereinbarungen abzuschlieBen.

Was auf diesen Seiten geschrieben steht, ist Ergebnis gemeinsamer
Verhandlungen der Gewerkschaft PRO-GE und der Betriebsratinnen
und Betriebsrdte der einzelnen Branchen mit den jeweiligen
Verhandlungsteams der Unternehmen. Bei diesen Verhandlungen,
die jedes Jahr aufs Neue stattfinden, zeigt sich immer wieder: Je
starker eine Gewerkschaft ist — also je mehr Mitglieder es in einer
Branche gibt — umso erfolgreicher kénnen wir verhandeln. Weil viele
Mitglieder das Ass im Armel der Gewerkschaften sind!

Auch jene Kolleginnen und Kollegen, die nicht Mitglieder einer
Gewerkschaft sind, kommen in den Genuss von Lohnerhéhungen
und Verbesserungen bei den Arbeitsbedingungen. Wenn wir sie
dafir gewinnen kénnen, uns ebenfalls mit ihrer Starke bei den
Verhandlungen zu unterstltzen, hat das fUr uns alle Vorteile! Denn wir
konnten noch starker verhandeln, wenn wir noch mehr waren — und
das ist wohl das beste Argument, um viele Kolleginnen und Kollegen
davon zu lberzeugen, Mitglied der Gewerkschaft zu werden!

Der Bundesvorstand der Gewerkschaft PRO-GE.



RAHMEN-
KOLLEKTIVVERTRAG

abgeschlossen zwischen dem

Fachverband Textil-, Bekleidungs-, Schuh-
und Lederindustrie,
Berufsgruppe Schuh- und Lederwarenindustrie

und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft PRO-GE

fur die Arbeiterinnen und Arbeiter der
Osterreichischen Schuhindustrie

vom 1. August 1994

in der ab 1. Juni 2024 geltenden Fassung



Bei den Kollektivvertragsverhandlungen 2024
wurde erreicht:

+ 6,13 % Erhéhung KV-Léhne/Gehdlter

+ 6,13 % IST-L6hne/Gehalter Erh6hung

+ 6,13 % Lehrlingseinkommen

+ 5,83 % Zulagen, Zuschlage und Pramien

+ Urlaubszuschuss 2024 wird von der erhéhten Basis gerechnet

Geltungstermin: 1. Juni 2024
Laufzeit 12 Monate
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§ 1 GELTUNGSBEREICH

Dieser Rahmenkollektivvertrag gilt
a) raumlich: Fir das Gebiet der Republik Osterreich;

b) fachlich: Auf Seite der Arbeitgeber/innen fiir alle dem Fachverband
der Textil-, Bekleidungs-, Schuh- und Lederindustrie, Berufsgruppe
Schuh- und Lederwarenindustrie angehdrenden Betriebe bzw. selb-
standigen Betriebsabteilungen der Schuhindustrie;

c) personlich: Fir alle Arbeiter und Arbeiterinnen sowie fiir gewerbli-
che Lehrlinge, im Folgenden Arbeitnehmer/innen genannt.

§ 2 NORMALARBEITSZEIT

(1) Die wochentliche Normalarbeitszeit richtet sich nach den Bestim-
mungen des Arbeitszeitgesetzes und des Kinder- und Jugendlichenbe-
schéftigungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung.

Die Verteilung der wochentlichen Normalarbeitszeit auf die einzelnen
Wochentage, der Beginn und das Ende der taglichen Arbeitszeit sowie
die Lage der Pausen sind aufgrund der Bestimmungen des § 97 Abs. 1
Z 2 Arbeitsverfassungsgesetz unter Berlicksichtigung der Betriebser-
fordernisse festzulegen.

Grundsatzlich ist dabei die wochentliche Normalarbeitszeit auf fiinf
Werktage innerhalb der Arbeitswoche zu verteilen.

(2) Der 24. und 31. Dezember sind arbeitsfrei. Die dadurch ausfallende
Normalarbeitszeit ist mit dem Stundenverdienst geman § 6 (7) zu vergu-
ten.

(3) Bei Arbeiten am FlieBband sind in die Normalarbeitszeit 2 bezahlte
zehnminutige Pausen pro Tag einzuschalten. Unter FlieBband sind Ar-
beitsvorgdnge zu verstehen, bei welchen der Schuh oder Schuhteile
mechanisch, das hei3t am Taktband von Maschine zu Maschine, befor-
dert werden. Voraussetzung dabei ist jedoch, dass dadurch dem/der Ar-
beitnehmer/in fur jedes Stiick das Arbeitstempo vorgegeben ist. Die Be-
stimmungen fir das FlieBband gelten sinngeman auch fir Arbeiten an
taktgesteuerten Spritzautomaten, sofern sich nicht aus der Art der Té&-
tigkeit die Mdglichkeit zu gleichwertigen Pausen wéhrend des Arbeits-
tages ergibt.



(4) Mittels Betriebsvereinbarung kann die wéchentliche Normalarbeits-
zeit geman § 2 (1) innerhalb eines Durchrechnungszeitraumes bis zu
26 Wochen fiir 60 Stunden bzw. innerhalb eines Durchrechnungszeit-
raumes bis zu 52 Wochen fir 100 Stunden ungleichmé&Big so verteilt
werden, dass sie im Durchschnitt des Durchrechnungszeitraumes
40 Stunden pro Woche nicht Gberschreitet.

Die Normalarbeitszeit pro Woche darf 48 Stunden, die tagliche Normal-
arbeitszeit darf neun Stunden nicht Gberschreiten.

(5) Die Verteilung der Normalarbeitszeit ist fir den gesamten Durch-
rechnungszeitraum spéatestens 2 Wochen vor Beginn in der Betriebs-
vereinbarung festzulegen.

Ist die Lage der Normalarbeitszeit nicht fir den gesamten Durchrech-
nungszeitraum festgelegt, so ist 14 Tage vor Beginn des Durchrech-
nungszeitraumes mittels Betriebsvereinbarung ein Rahmenplan zu ver-
einbaren, aus dem auf Grund der zu diesem Zeitpunkt bekannten Tat-
sachen die zu erwartenden Abweichungen von der durchschnittlichen
Arbeitszeit ersichtlich sind.

Die Lage der Normalarbeitszeit ist entsprechend der Grundvereinba-
rung spatestens 2 Wochen vor der jeweiligen Arbeitswoche festzule-
gen, wobei § 6 Abs. 2 AZG hinsichtlich der Ablehnungsmdglichkeit
aus personlichen Griinden anwendbar ist.

Im Einzelfall kann die Lage des sich aus der durchrechenbaren Normal-
arbeitszeit ergebenden Zeitausgleiches bei Beiziehung des Betriebsra-
tes zwischen Arbeitgeber/in und Arbeitnehmer/in abweichend von der
Betriebsvereinbarung rechtswirksam vereinbart werden.

Ist bei Ende des Durchrechnungszeitraumes der Zeitausgleich nicht
vollstdndig erfolgt, ist er binnen einer Nachfrist von einem Monat durch-
zufGhren.

Die Vereinbarung kann eine dreimonatige Nachfrist vorsehen, doch ist
der Zeitpunkt des Zeitausgleiches jedenfalls bei Beendigung des
Durchrechnungszeitraumes festzulegen.

Ist der/die Arbeitnehmer/in zum Verbrauchszeitpunkt krank, oder sonst
in seiner/ihrer Person gelegenen Griinden am Verbrauch des Zeitgut-
habens verhindert, verlangert sich die Frist um diesen Zeitraum.



Erfolgt der Ausgleich nicht, sind die Zeitguthaben als Uberstunden ab-
zurechnen.

Flr Zeitguthaben aus am 01.06.2005 laufenden Durchrechnungszeit-
rdumen gelten die vorangehenden Abséatze in der bis zum 31.05.2005
gultigen Fassung. Fir ab dem 01.06.2005 beginnende Durchrech-
nungszeitrdume gilt: Ist bei Ende des Durchrechnungszeitraumes der
Zeitausgleich nicht vollstandig erfolgt, kénnen Zeitguthaben im Ausmaf3
bis zu 20 Stunden in den n&chsten Durchrechnungszeitraum tbertra-
gen werden. Nicht Ubertragene Zeitguthaben sind als Uberstunden ab-
zurechnen.

(6) Zeiten des Urlaubes flr den gesamten Betrieb oder Betriebsabtei-
lungen sind von einer Durchrechnungsvereinbarung im obigen Sinn
auszunehmen. Fir diese Zeiten gilt die gesetzliche Normalarbeitszeit.

(7) Bei Zusammentreffen von einer vereinbarten durchrechenbaren Ar-
beitszeit gemalR Abs. 4 und einer Einarbeitungsvereinbarung geman
§ 4 Abs. 3 Arbeitszeitgesetz diirfen 48 Stunden pro Woche nicht Uiber-
schritten werden.

(8) Erfolgt eine ungleichméBige Verteilung der wéchentlichen Normalar-
beitszeit innerhalb der Arbeitswoche, so kann auch die Wochenarbeits-
zeit der Jugendlichen gemanB § 11 Abs. 2 KUBG auf die einzelnen Werk-
tage abweichend von den Bestimmungen des § 11 Abs. 1 dieses Ge-
setzes Uber die tagliche Arbeitszeit der Jugendlichen verteilt werden.
In gleicher Weise ist auch eine ungleichmaBige Verteilung der Wochen-
arbeitszeit fir Jugendliche in jenen Féllen zuléssig, in denen die wé-
chentliche Normalarbeitszeit mittels einer Betriebsvereinbarung in ei-
nem durch diesen Kollektivvertrag ermdglichten Durchrechnungszeit-
raum ungleichmaBig verteilt wird.

(9) Wahrend des Durchrechnungszeitraumes gebihrt das Entgelt fir
das Ausmaf der durchschnittlichen Normalarbeitszeit. Bei leistungsbe-
zogenen Entgeltformen (Akkord- oder Prdmienentlohnung) ist eine Re-
gelung zu treffen, die ein Schwanken des monatlichen Entgelts auf-
grund der ungleichméaBigen Verteilung der wdchentlichen Normalar-
beitszeit mdglichst vermeidet. Wenn keine andere Vereinbarung zu-
stande kommt, ist die eingearbeitete Arbeitszeit mit dem Stundenver-
dienst geman § 6 Abs. 7 zurlickzustellen und im Abrechnungszeitraum,



in dem die geringere Normalarbeitszeit fallt, auszuzahlen. Zulagen und
Zuschlage werden in jenem Lohnabrechnungszeitraum abgerechnet, in
dem die Arbeitsstunden geleistet werden.

(10) Besteht bei Ende des Arbeitsverhéltnisses ein Zeitguthaben, er-
folgt die Abgeltung im Falle der Entlassung aus Verschulden des/der
Arbeitnehmers/in und bei Austritt ohne wichtigen Grund mit dem Stun-
denverdienst, in den anderen Féllen mit der Uberstundenentlohnung.
Eine Zeitschuld hat der/die Arbeitnehmer/in im Falle der Entlassung
aus Verschulden des/der Arbeitnehmers/in und des unbegriindeten
vorzeitigen Austrittes zurlickzuzahlen.

(11) Die Lenkzeit von Lenker/innen im Sinne des Arbeitszeitgesetzes
kann bis zu 9 Stunden ausgedehnt werden.

Bandbreite

(12) Durch Betriebsvereinbarung kann die Normalarbeitszeit innerhalb
eines Zeitraumes von 4 Wochen so verteilt werden, dass sie im Durch-
schnitt die nach § 2 Abs. 1 geltende Normalarbeitszeit nicht Gberschrei-
tet.

Die Normalarbeitszeit pro Woche darf 48 Stunden, die tagliche Normal-
arbeitszeit darf 9 Stunden nicht Uberschreiten.

Die Verteilung der Normalarbeitszeit ist fur den gesamten Durchrech-
nungszeitraum spéatestens 2 Wochen vor Beginn festzulegen.

Wahrend des Durchrechnungszeitraumes gebulhrt der Lohn fur das
Ausmaf der durchschnittlichen Normalarbeitszeit.

Bei leistungsbezogenen Entgeltformen (Akkord- oder Préamienentloh-
nung) ist eine Regelung zu treffen, die ein Schwanken des Verdienstes
durch die Bandbreite méglichst vermeidet. Kommt diese Vereinbarung
nicht zustande, gebuhrt der Akkord-, PrAmiendurchschnittsverdienst
auf Basis der durchschnittlichen Normalarbeitszeit (40 Stunden).

Auf Stunden bezogene Entgeltteile (z.B. Zulagen, Zuschlage) werden
nach den geleisteten Stunden abgerechnet.

Scheidet der/die Arbeitnehmer/in durch Kiindigung seitens des/der Ar-
beitgebers/in, durch Austritt mit wichtigem Grund oder Entlassung ohne
sein/ihr Verschulden aus, gebuhrt fur die bis zum Ausscheiden im Ver-



haltnis zur durchschnittlichen Normalarbeitszeit zu viel geleistete Arbeit
Uberstundenentlohnung, in den anderen Fallen der Stundenverdienst.

Den im Verhéltnis zu der geleisteten Arbeit bis zum Ausscheiden ge-
genuber der durchschnittlichen Normalarbeitszeit zu viel bezahlten
Lohn hat der/die Arbeitnehmer/in dann zurickzuzahlen, wenn er/sie oh-
ne wichtigen Grund vorzeitig austritt oder aus seinem/ihrem Verschul-
den entlassen wird.

Bei Kombination der Bandbreite (§ 2 Abs. 12) mit der durchrechenbaren
Arbeitszeit (§ 2 Abs. 4 und 5) darf die Gesamtwochenarbeitszeit
48 Stunden, die tégliche Arbeitszeit neun Stunden nicht Uberschreiten.

§ 3 UBERSTUNDENARBEIT

(1) Bei Uberstunden sind die gesetzlichen Bestimmungen, insbesonde-
re jene des Arbeitszeitgesetzes, zu beachten.

(2) Als Uberstunde gilt jede Arbeitszeit, zu der der/die Arbeitnehmer/in
Uber die betrieblich festgelegte tagliche Normalarbeitszeit herangezo-
gen wird. Arbeitnehmer/innen dirfen zur Uberstundenleistung nur dann
herangezogen werden, wenn der Uberstundenleistung keine beriick-
sichtigungswurdigen Interessen des/der Arbeitnehmers/in entgegen-
stehen.

(3) Bei in Teilzeit beschéaftigten Arbeitnehmer/innen oder Kurzarbeit im
Sinne des § 5 dieses Vertrages liegt Uberstundenarbeit erst dann vor,
wenn dadurch das Ausmaf3 der fiir die vollbeschéaftigten Arbeitneh-
mer/innen geltenden téglichen Normalarbeitszeit Uberschritten wird.

(4) Uberstunden fiir den gesamten Betrieb oder Betriebsabteilungen ist
im Einvernehmen mit dem Betriebsrat festzulegen.

(5) Werden Uberstunden geleistet, so ist nach Ende der achten und vor
Beginn der elften Tagesarbeitsstunde eine bezahlte Pause von mindes-
tens zehn Minuten zu gewahren, die in die Arbeitszeit einzurechnen ist.
Innerbetrieblich bereits bestehende gleichwertige oder glinstigere Re-
gelungen —aus welchem Titel auch immer — sind auf diese Pause anzu-
rechnen. Kein Anspruch auf diese Pause besteht, wenn die nach der
zehnten Stunde zu erbringende Arbeitsleistung voraussichtlich nicht
langer als 60 Minuten dauert.



(6) Fiir Uberstundenarbeit in der Zeit von 06.00 Uhr friih bis 20.00 Uhr
abends gebuhrt ein Zuschlag von 50 % auf den Stundenlohn bzw. Ak-
kord- oder Pramienverdienst.

(7) Fur Uberstundenarbeit in der Zeit von 20.00 Uhr abends bis
06.00 Uhr frih gebdihrt ein Zuschlag von 100 % auf den Stundenlohn
bzw. Akkord- oder Pramienverdienst.

(8) Fur Uberstundenarbeit an Sonn- und Feiertagen gebiihrt ein Zu-
schlag von 100 % auf den Stundenlohn bzw. Akkord- oder Prémienver-
dienst.

(9) Die 11. und 12. Tagesarbeitsstunde sowie jene Stunden ab der
51. Wochenarbeitsstunde werden mit einem 100-prozentigen Zuschlag
verglitet, sofern diese Stunden ausdriicklich als Uberstunden angeord-
net wurden. Dieser Zuschlag gebUhrt nicht bei Gleitzeit (vom Arbeitneh-
mer selbst gewéhlte Arbeitsstunden im Rahmen gleitender Arbeitszeit)
sowie bei einer 4-Tage-Woche. Diese Regelung tritt mit 1.1.2020 in
Kraft.

(10) Fur Arbeiten an aufgrund der betrieblichen Arbeitszeiteinteilung ar-
beitsfreien Tagen erhalt der/die Arbeitnehmer/in mindestens die Bezah-
lung fiir 5 Stunden zuziiglich einer Wegstunde mit dem entsprechenden
Uberstundenzuschlag vergutet.

(11) Wird die Normalarbeitszeit (ausgenommen infolge Schichtarbeit)
mit Zustimmung des Betriebsrates in die Nacht verlegt, so giltim Sinne
dieser Bestimmungen der Zeitraum von 20.00 Uhr abends bis
06.00 Uhr frih als Nacht. Fur die so verlegte Normalarbeitszeit geblhrt
ein Zuschlag von 45 % auf den Stundenlohn bzw. Akkord- oder Pra-
mienverdienst.

(12) Fallt die Normalarbeitszeit infolge Schichtarbeit in die Zeit von
22.00 Uhr abends bis 06.00 Uhr frih, so geblhrt ein Nachtarbeitszu-
schlag von 25 % auf den Stundenlohn bzw. Akkord- oder Prémienver-
dienst.

§ 4 SONN- UND FEIERTAGSARBEIT

(1) Bei gesetzlich méglicher Sonn- und Feiertagsarbeit sind die Bestim-
mungen des Arbeitsruhegesetzes (ARG) zu beachten.
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(2) Feiertage im Sinne des ARG sind:

1. Janner (Neujahr), 6. Janner (Heilige Drei Kdnige),
Ostermontag, 1. Mai (Staatsfeiertag),

Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag,

Fronleichnam, 15. August (Maria Himmelfahrt),
26. Oktober (Nationalfeiertag), 1. November (Allerheiligen),

8. Dezember (Maria Empfangnis), 25. Dezember (Christag),
26. Dezember (Stephanitag).

§ 4a REISEAUFWANDSENTSCHADIGUNGEN
Fir Arbeiter/Arbeiterinnen sieche ANHANG 6 (Seite 42)

§ 5 KURZARBEIT

(1) Zum Ausgleich kurzfristiger Beschaftigungsschwankungen kann zur
Sicherung von Arbeitsplatzen mit Beziehung der Kollektivvertragspart-
ner zwischen Firmenleitung und Betriebsrat Kurzarbeit vereinbart wer-
den. Geman § 29 Abs. 1 lit. c des Arbeitsmarktférderungsgesetzes ist
fur die Kurzarbeit eine Gesamtvereinbarung zwischen den Kollektivver-
tragspartnern erforderlich.

(2) Die von einer Kurzarbeitsvereinbarung betroffenen Arbeitnehmer/in-
nen sind Uber diese Vereinbarung spatestens eine Woche vor Beginn
der Kurzarbeit zu informieren.

§ 6 VERDIENSTBEGRIFFE

(1) Die in der Schuhindustrie anfallenden Tatigkeiten sind in den Lohn-
gruppen im Anhang 4 zu diesem Rahmenkollektivvertrag festgelegt.

Die den Lohngruppen zugeordneten kollektivvertraglichen Lohne sowie
die Lehrlingseinkommenssétze sind im jeweils geltenden Lohntarif, der
Teil dieses Rahmenkollektivvertrages ist, festgelegt. Die dort genann-
ten Betrage gelten jeweils fur die in § 3 (1) AZG genannte wdchentliche
Normalarbeitszeit. Fur eine Arbeitsstunde gebihrt somit der aliquote
Anteil.

Nach erfolgreich abgelegter Lehrabschlussprifung ist gelernten Ober-
teilherrichter/innen der Wochenlohn gemaf der Lohngruppe D und ge-
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lernten Schuhmacher/innen der Wochenlohn gemaf der Lohngruppe E
des jeweils geltenden Lohntarifs garantiert.

Einstufung

(2) Die Arbeitnehmerinnen sind von dem/der Arbeitgeberin unter Mitwir-
kung des Betriebsrates in eine der fiinf Beschaftigungsgruppen einzu-
stufen.

(3) Die Einstufung hat unter Berticksichtigung

— der Gesamtheit der verrichteten Téatigkeiten, und dartber hinaus

— wo vorgesehen, einer abgeschlossenen (Berufs-)Ausbildung,

— wo vorgesehen, das Ausmalf3 an Selbstandigkeit und Verantwortung
zu erfolgen.

(4) Die Einstufung darf nicht dazu fuhren, dass gleiche oder im Sinne
des Gleichbehandlungsgesetzes gleichwertige Tétigkeiten, die vorwie-
gend Méanner bzw. Frauen verrichten, unterschiedlich eingestuft oder
bezahlt werden.

Lohngruppendefinitionen

(5) Die Lohngruppen sind wie folgt definiert:
Lohngruppe A

Tatigkeiten mit kurzer Zweckausbildung
Lohngruppe B

Tétigkeiten komplexerer Art, mit fachspezifischer Einweisung und l&n-
gerer Einarbeitungszeit

Lohngruppe C

Tatigkeiten, die entsprechende Fachkenntnisse, selbststdndige Aus-
fihrung sowie Verantwortung erfordern

Lohngruppe D

Facharbeiter/innen Oberteilherrichter
Lohngruppe E

Facharbeiter/innen Schuhfertiger

12



(6) Erschwernis-, Staub- oder Schmutzzulagen kénnen mit dem Be-
triebsrat vereinbart werden.

(7) Soweit in diesem Kollektivvertrag bei Bestimmungen Gber die Ver-
dienstfortzahlung auf den Stundenverdienst Bezug genommen wird, ist
dies der Stundenlohn zuzuglich jener Zulagen und Zuschlage, die in der
entsprechenden Zahl angefallen wéren. Uberstundenentgelte bleiben
dabei ausgenommen. Der Akkord- oder Pramiendurchschnittsverdienst
ist aus dem persénlichen Durchschnittsverdienst der letzten 13 voll be-
zahlten Wochen bzw. bei monatlicher Abrechnung aus den letzten 3 Ka-
lendermonaten zu ermitteln.

(8) Soweit in diesem Kollektivvertrag auf den Durchschnittsverdienst
Bezug genommen wird, ist dieser aus dem persdnlichen Durchschnitts-
verdienst der letzten voll bezahlten Wochen bzw. bei monatlicher Lohn-
abrechnung aus den letzten 3 Kalendermonaten, zuzlglich der Zulagen
nach Abs. 6 und der Zulagen zu ermitteln. Uberstundenentgelte bleiben
dabei ausgenommen.

§ 7 AKKORDE UND AKKORDAHNLICHE PRAMIEN

(1) Der/die Arbeitgeber/in ist berechtigt, unter Beachtung der gesetzli-
chen Bestimmungen und Mitwirkung des Betriebsrates, die anfallenden
Arbeiten leistungsbezogen zu entlohnen.

(2) Zwischen Arbeitgeber/in und dem Betriebsrat sind unter eventueller
Beiziehung der Vertragspartner die Grundlagen zu vereinbaren, welche
fur die Berechnung von Akkord- oder Pramienentlohnung zu gelten ha-
ben.

(8) Akkordahnliche Pramien im Sinne dieser Bestimmungen sind sol-
che, die nach arbeitstechnischen Grundséatzen ahnlich wie ein Akkord
erstellt werden, so dass nach Erreichen einer Grundleistung fur eine
vom/von der Arbeitnehmer/in beeinflussbare Mehrleistung ein verschie-
den hohes Entgelt zuséatzlich zu einem Grundstundenlohn verdient wer-
den kann.

(4) Bei der Erstellung der Akkorde bzw. Pramien ist von der Normalleis-
tung auszugehen, fir deren Festlegung arbeitstechnische Grundséatze
heranzuziehen sind.
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(5) Der Stundensatz (jener Stundenlohn, der fur die Normalleistung ge-
buhrt) darf nicht unter dem jeweils geltenden kollektivvertraglichen
Stundenlohn, multipliziert mit den nachstehenden Werten liegen:

LG A 0,86120
LG B 0,86771
LG € e 0,86833
LG D o 0,87796
LG E i 0,90521

Die dort genannten Betrage gelten jeweils fur die in § 3 (1) AZG genann-
te wochentliche Normalarbeitszeit. Fir eine Arbeitsstunde gebihrt so-
mit der aliquote Anteil.

(6) Die Vorgabezeiten sind weiter so festzusetzen, dass der Akkord-
bzw. Pramiendurchschnittsverdienst der in den Betriebsabteilungen
bzw. Arbeitnehmer/innengruppen in derselben Lohngruppe beschéftig-
ten Arbeitnehmer/innen 25 % (iber dem jeweiligen kollektivvertraglichen
Stundenlohn, multipliziert mit dem unter § 7 (5) genannten Wert zu lie-
gen kommt. Als Betriebsabteilungen bzw. Arbeitnehmer/innengruppen
in obigen Sinn gelten allgemein die Zuschneiderei, die Stepperei und
der Boden, sowie zusatzlich fur den Bereich der Ski-, Berg-, Arbeits-
und Sicherheitsschuhe die Spritzerei. Durch Betriebsvereinbarung
kann der Umfang der Abteilungen bzw. der Arbeitnehmer/innengruppen
abweichend geregelt werden.

Innerbetriebliche glnstigere Regelungen, die den Kriterien von Satz 1
entsprechen, bleiben aufrecht. Diese innerbetriebliche Relationstabelle
gilt auch bei kinftigen Anderungen des kollektivvertraglichen Mindest-
lohnes.

(7) Arbeitnehmer/innen, die mit Tatigkeiten betraut sind, die unter-
schiedlich in den Lohnkategorien eingestuft sind, sind bei der L"Jberpri]-
fung des Akkord- bzw. Prdmiendurchschnittsverdienstes jener Lohnka-
tegorie zuzuordnen, in der sie Uberwiegend tatig sind.

(8) Am Ende des betrieblichen Lohnabrechnungszeitraumes, spéates-
tens jedoch jedes Kalendermonats, wobei zwischen den Uberpriifun-
gen mindestens 4 Wochen liegen missen, ist zu prifen, ob die Bedin-
gungen des Abs. 6 erflllt werden. Fiir diesen Vergleich ist bei unveran-
dert gebliebenen Akkord- bzw. Pramienvorgaben der Akkord- bzw. Pré-
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miendurchschnittsverdienst der letzten voll bezahlten 13 Wochen bzw.
bei monatlicher Abrechnung der letzen 3 Kalendermonate heranzuzie-
hen. Bei Akkord- bzw. Préamienvorgaben, die wéahrend der letzten
13 Wochen neu erstellt wurden oder bei denen eine Anderung vorge-
nommen wurde, die den Verdienst beeinflusst, ist nur der Zeitraum ab
der endguiltigen Erstellung bzw. Ab&nderung zu beriicksichtigen, sofern
dieser Zeitraum 4 Wochen Ubersteigt. Werden die Geld- oder Zeitsatze
abgeédndert, sind die vor der Abanderung liegenden Zeitrdume flr den
Vergleich entsprechend aufzuwerten. Nicht heranzuziehen ist der Ak-
kord- bzw. Pramiendurchschnittsverdienst jener Akkorde oder Pramien,
die nicht endgiiltig, sondern zur Probe oder Einarbeitung festgelegt wur-
den. Weiters ist der Akkord- bzw. Pramiendurchschnittsverdienst jener
Arbeitnehmer/innen nicht zur Uberprifung heranzuziehen, die erst an-
gelernt werden, nicht voll eingearbeitet sind bzw. nicht hinreichend fir
Akkord- oder Pramienarbeit geeignet sind. Im Einvernehmen mit dem
Betriebsrat ist festzustellen, welche Arbeitnehmer/innen fur die Akkord-
oder Pramienarbeit als nicht hinreichend geeignet gelten.

(9) Entspricht der ermittelte Akkord- bzw. Pramiendurchschnittsver-
dienst nicht der in Abs. 6 festgelegten Bedingung, ist im Einvernehmen
mit dem Betriebsrat festzulegen, welche Akkord- bzw. Prdmienvorga-
ben so zu veradndern sind, damit im néchsten Vergleichszeitraum der
Akkord- bzw. Pramiendurchschnittsverdienst 25 % Uber der entspre-
chenden kollektivvertraglichen Akkordbasis zu liegen kommt.

(10) Die Akkord- bzw. Prdmienvorgaben sind bei gleicher Tatigkeit ohne
Unterschied des Alters und Geschlechtes zu vereinbaren und den Ar-
beitnehmer/innen zur Kenntnis zu bringen.

(11) Im Fall der Schwangerschaft sind bei akkord- bzw. prémienent-
lohnten Tatigkeiten die Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung zu beachten.

(12) Fir Ausfallzeiten, die nicht vom/von der Arbeitnehmer/in zu beein-
flussen sind und nicht in den Akkord- bzw. Pramienvorgaben enthalten
sind, wie zum Beispiel Maschinengebrechen (ausgenommen hdhere
Gewalt), hat der/die Arbeitnehmer/in Anspruch auf Vergitung im Aus-
maf seines/ihres Durchschnittsverdienstes geman § 6 (7). Vorausset-
zung dafur ist, dass die Ausfallzeit unverzuglich dem/der unmittelbaren
Vorgesetzten zur Kenntnis gebracht wird und das Ausmaf3 der Ausfall-
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zeiten zusammengerechnet zumindest 15 Minuten am Arbeitstag Uber-
schreitet.

§ 8 VARIABLE LEISTUNGSPRAMIEN

(1) Variable Leistungspramien (Materialersparnis-, Zuschnittspramien
u.d.), die nicht nach arbeitstechnischen Grundséatzen erstellt werden
und daher nicht unter § 7 fallen, bei denen jedoch je nach erbrachter
Leistungen zuzlglich zum festgelegten Grundlohn ein verschieden ho-
hes Entgelt erreicht werden kann, sind im Einvernehmen mit dem Be-
triebsrat festzulegen.

(2) Voraussetzung derartiger variabler Leistungspramien ist jedoch,
dass als Grundlage dazu messbare BezugsgroBen festgelegt werden.

§ 9 MASCHINPUTZZEITEN

(1) Zum Reinigen der Maschinen und des unmittelbaren Arbeitsplatzes
ist die erforderliche Zeit festzulegen.

(2) Diese Putzzeiten gelten als Arbeitszeit und sind mit dem Stunden-
verdienst geman § 6 Abs. 7 zu entlohnen.

§ 10 VERANDERUNGEN DES ARBEITSPLATZES
IM BETRIEB

(1) Bei vorlibergehender Verwendung von Akkord- oder Pramienarbei-
ten im Stundenlohn oder im Stundenlohn beschéftigten Arbeitnehmer/
innen zu Arbeiten, flir die ein geringerer Stundenlohn vorgesehen ist,
wird bis zu 6 Wochen der bisherige Stundenverdienst gemaf § 6 Abs. 7
weiter bezahlt.

(2) Bei voriibergehender Verwendung von Akkord- oder Pramienarbei-
ter/innen (§ 7) zu geringer entlohnten Akkord- oder Pramienarbeiten
wird der bisherige Akkord- oder Pramiendurchschnittsverdienst der letz-
ten 13 voll bezahlten Wochen bzw. bei monatlicher Abrechnung der
letzten 3 Kalendermonate bis zu 6 Wochen weiter bezahilt.

(3) Eine dauernde Einreihung von Arbeitnehmer:innen auf einen ande-
ren Arbeitsplatz bedarf der Zustimmung des Betriebsrates, wenn der
Wechsel des Arbeitsplatzes mit einer Verschlechterung der Lohn- oder
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sonstigen Arbeitsbedingungen verbunden ist. Bei Nichteinigung zwi-
schen Geschaftsleitung und Betriebsrat kdnnen beiderseits zur Streit-
beilegung die Kollektivvertragspartner oder das Arbeitsgericht angeru-
fen werden.

§ 11 LOHNZAHLUNGEN

(1) Grundséatzlich erfolgt die Lohnabrechnung bzw. Lohnzahlung mo-
natlich auf Basis des vereinbarten Wochenlohnes. Durch Betriebsver-
einbarung kénnen abweichende Regelungen getroffen werden.

(2) Soweit durch Betriebsvereinbarung nichts anderes festgelegt ist, hat
der/die Arbeitnehmer/in bei monatlicher Lohnabrechnung Anspruch auf
eine (angemessene) Akontozahlung in Héhe des halben Entgelts aus
dem Lohnabrechnungszeitraum.

(3) Die Lohnzahlung hat an den festzulegenden Arbeitstagen wéahrend
der Arbeitszeit zu erfolgen. Féllt ein so festgelegter Auszahlungstag an
einen Feiertag, so hat die Lohnzahlung am davor liegenden betriebli-
chen Arbeitstag zu erfolgen.

(4) Mittels Betriebsvereinbarung kann eine bargeldlose Lohnzahlung
vereinbart werden. In diesem Fall muss der/die Arbeitgeber/in Vorsorge
treffen, dass die fallig gewordene Lohnzahlung an den festgelegten
Auszahlungstagen auf dem Konto bei der vom/von der Arbeitnehmer/
in bekannt gegebenen Bankverbindung verflgbar ist.

(5) Unabhéngig von der vereinbarten Form der Lohnzahlung hat der/die
Arbeitnehmer/in Anspruch auf eine Ubersichtliche schriftliche Lohnab-
rechnung fur die jeweils vereinbarte Lohnzahlungsperiode. Diese hat
insbesondere die Verrechnungsperiode, den Stundenlohn bzw. den
Stundenverdienst, Angaben Uber Zeit-, Akkord- und Préamienentloh-
nung, Zulagen oder Zuschlage, sowie Abzlige und deren Grundlagen
zu enthalten.

§ 11a INTEGRATIVE BERUFSAUSBILDUNG

Bei Verldngerung eines Lehrverhaltnisses gem. § 8b Abs. 1 BAG idF
BGBI | 79/2003 werden fir die Bemessung der Hohe der Lehrlingsent-
schadigung die Lehrjahre aliquot im Verhaltnis zur Gesamtlehrzeit ver-
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langert; ergeben sich Teile von Monaten gebulhrt fir das ganze Monat
das héhere Lehrlingseinkommen. Bei nachtraglicher Verlangerung
bleibt das dem Lehrlingseinkommen zugrunde liegende Lehrjahr so lan-
ge unverandert, bis sich nach dem vorstehenden Satz Anspruch auf die
Lehrlingsentschadigung eines héheren Lehrjahres ergibt.

Bei Abschluss eines Ausbildungsvertrages zu einer Teilqualifizierung
gem. § 8b Abs. 2 BAG idF BGBI | 79/2003 gebuhrt das Lehrlingsein-
kommen des ersten Lehrjahres. Nach einem Jahr erhdht sich dieser An-
spruch um ein Drittel der Differenz zwischen dem Lehrlingseinkommen
fur das erste Lehrjahr und jener flr das zweite Lehrjahr, nach zwei Jah-
ren um ein weiteres Drittel dieser Differenz.

Anrechnung von integrativer Berufsausbildung

Wird die teilqualifizierte Ausbildung (einschlieBlich der Berufsschule im
Sinne der Anforderung des BAG) erfolgreich zurlickgelegt, ist sie bei
spaterer Absolvierung einer Lehrausbildung im gleichen oder einem
verwandten Lehrberuf mindestens im Ausmaf3 des 1. Lehrjahres anzu-
rechnen. Besteht kein Anspruch auf diese Anrechnung, darf die spéatere
Lehrlingsentschadigung jedenfalls nicht niedriger sein als die wahrend
der Teilqualifizierungs-Ausbildung zuletzt bezahlte.

§ 11b INTERNATSKOSTEN

Die Internatskosten, die durch den Aufenthalt des Lehrlings in einem fr
die Schiler/in der Berufschule bestimmten Schilerheim zur Erflllung
der Berufschulpflicht entstehen, hat der Lehrberechtigte dem Lehrling
so zu bevorschussen und so zu ersetzen, dass dem Lehrling fir den
Zeitraum, der der Dauer des Internats entspricht, das volle Lehrlingsein-
kommen verbleibt.

§ 11c ERFOLGSPRAMIE FUR LEHRLINGE

Lehrlinge, die die Lehrabschlussprifung mit gutem Erfolg absolvieren,
erhalten eine einmalige Pramie in H6he von € 200,—. Lehrlinge, die
sie mit Auszeichnung absolvieren, erhalten eine Pramie von € 250,—.
Die betragsmaBige Verringerung der geférderten Pramie geman der
Richtlinie des Bundesberufsausbildungsbeirates zur Férderung der be-
trieblichen Ausbildung von Lehrlingen gemaf § 19¢ BAG vom 2.4.2009
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fihrt zur entsprechenden Anpassung, die Aufhebung fihrt zum Entfall
dieses Anspruchs. Bestehende betriebliche Regelungen bleiben auf-
recht, kbnnen aber der H6he nach darauf angerechnet werden.

§ 12 URLAUB

(1) Hinsichtlich des Urlaubes gelten die Bestimmungen des Bundesge-
setzes betreffend der Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und die
Einfihrung einer Pflegefreistellung (BGBI. Nr. 390/76) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(2) Fir die Bemessung des Urlaubsanspruches sind Dienstzeiten, die
keine langere Unterbrechung des Arbeitsverhéltnisses als jeweils
90 Tage aufweisen, zusammen zurechnen.

(3) Wird der Betrieb oder einzelne Betriebsabteilungen wegen allgemei-
nen Urlaubes gesperrt, ist der Zeitpunkt und die Dauer dieses im Ein-
vernehmen mit dem Betriebsrat festgelegten Betriebsurlaubes den Ar-
beitnehmer/innen spétestens vier volle Kalendermonate vorher bekannt
zugeben.

(4) Arbeitnehmer/innen, die zum Zeitpunkt dieser Urlaubssperre noch
keinen entsprechenden Urlaubsanspruch haben und weder vorschuss-
weise Urlaub erhalten, noch zu anderen zumutbaren Tatigkeiten ver-
wendet werden, ist die dadurch ausfallende Arbeitszeit mit 50 % jenes
Lohnes zu verglten, den sie sich ansonst erarbeitet hatten.

§ 13 URLAUBSZUSCHUSS

(1) Alle Arbeitnehmer/innen erhalten in jedem Kalenderjahr einen Ur-
laubszuschuss.

Die Héhe des Urlaubszuschusses betragt ohne Riicksicht auf die Dauer
der Betriebszugehorigkeit 4 1/3 Wochenverdienste.

(2) Unterbrochene Dienstzeiten sind fur die Berechnung des Urlaubszu-
schusses in gleicher Weise zusammenzurechnen, wie dies fur die Be-
messung des Urlaubanspruches (§ 12 Abs. 2) bestimmt wird.

(3) Der Urlaubszuschuss wird in Wochen- bzw. Monatsdurchschnitts-
verdiensten gemaf § 6 (8) berechnet. Uberstunden bleiben dabei unbe-
ricksichtigt. Der Monatsverdienst wird aus 4 1/3 Wochenverdiensten
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errechnet. Fir die gewerblichen Lehrlinge wird der Urlaubszuschuss
entsprechend dem Lehrlingseinkommen errechnet.

(4) Der Urlaubszuschuss ist bei Urlaubsantritt auszuzahlen. Werden im
Kalenderjahr mehrere Urlaubsteile konsumiert, so gebuhrt der Urlaubs-
zuschuss bei Antritt des gréBeren Urlaubsteiles. Bei gleichen Urlaubs-
teilen ist der Urlaubszuschuss mit Antritt des ersten Urlaubsteiles aus-
zuzahlen. Im Einvernehmen mit dem Betriebsrat kann auch ein fur alle
Arbeitnehmer/innen gemeinsamer Falligkeitszeitpunkt des Urlaubszu-
schusses vereinbart werden, der jedoch spéatestens jener Zeitpunkt
sein muss, mit dem die Junilohnabrechnung zur Auszahlung gelangt.

(5) Den wahrend des Kalenderjahres eintretenden Arbeitnehmer/innen
gebuhrt bei Urlaubsantritt der aliquote Teil entsprechend der in diesem
Kalenderjahr erbrachten Dienstzeit. Arbeitnehmer/innen, die wahrend
des Kalenderjahres eintreten und bis zum Ende dieses Kalenderjahres
noch nicht urlaubsberechtigt sind, ist der aliquote Teil des Urlaubszu-
schusses am Ende des Kalenderjahres auszuzahlen.

(6) Arbeitnehmer/innen, die wahrend des Kalenderjahres ausscheiden,
erhalten den aliquoten Teil des Urlaubszuschusses entsprechend der
im Kalenderjahr zuriickgelegten Dienstzeit. Dieser Anspruch entféllt,
wenn der/die Arbeitnehmer/in aus seinem/inrem Verschulden [§ 82
GewO 18597)] entlassen wird oder ohne wichtigen Grund vorzeitig aus-
tritt.

(7) Arbeitnehmer/innen, die den Urlaubszuschuss fur das laufende Ka-
lenderjahr erhalten haben, aber noch vor Ablauf dieses Kalenderjahres
ausscheiden, haben den Urlaubszuschuss nur dann zuriickzuzahlen,
wenn sie aus ihrem Verschulden [§ 82 GewO 1859*)] entlassen werden
oder ohne wichtigen Grund vorzeitig austreten.

(8) Arbeitnehmer/innen, die unter Einhaltung der kollektivvertraglichen
Klndigungsfrist (§ 18 Abs. 4) selbst kiindigen, haben den verhaltnisma-
Big zu viel erhaltenen Anteil des Urlaubszuschusses, der auf den rest-
lichen Teil des Kalenderjahres entfallt, zurlickzuzahlen.

(9) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten des Préasenzdienstes, des Bezuges
von Wochengeld geméaB § 162 ASVG oder eines Karenzurlaubes, so

*) siehe § 376 Z 47 GewO 1994
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mindert sich der geblhrende Urlaubszuschuss um den diesen Zeiten
entsprechenden Anteil. Karenzierungen, deren Dauer 2 Wochen nicht
Uberschreiten, wirken nicht anspruchsmindernd.

(10) Bisher auf den Urlaubszuschuss vorgenommene Anrechnungen
von freiwilligen betrieblichen Sonderzahlungen bleiben aufrecht.

§ 14 WEIHNACHTSREMUNERATION

(1) Alle Arbeitnehmer/innen erhalten in jedem Kalenderjahr eine Weih-
nachtsremuneration. Diese Weihnachtsremuneration ist bis spatestens
1. Dezember im jeweiligen Kalenderjahr auszuzahlen.

Die H6he der Weihnachtsremuneration betragt ohne Ruicksicht auf die
Dauer der Betriebszugehorigkeit 4 1/3 Wochenverdienste.

(2) Das Ausmaf3 der gebuhrenden Weihnachtsremuneration richtet sich
nach jener ununterbrochenen Dienstzeit, die am 1. Dezember bzw. bei
Beendigung des Arbeitsverhéltnisses erreicht ist. Unterbrochene
Dienstzeiten sind fur die Berechnung der Weihnachtsremuneration in
gleicher Weise zusammenzurechnen, wie dies fir die Bemessung
des Urlaubsanspruches (§ 12 Abs. 2) bestimmt wird.

(3) Die Weihnachtsremuneration wird in Wochen- bzw. Monatsdurch-
schnittsverdiensten geméan § 6 (8) berechnet. Uberstunden bleiben da-
bei unberiicksichtigt. Der Monatsverdienst wird aus 4 1/3 Wochenver-
diensten errechnet. Flur gewerbliche Lehrlinge wird die Weihnachtsre-
muneration entsprechend dem Lehrlingseinkommen errechnet.

(4) Arbeitnehmer/innen, die wahrend des Kalenderjahres eintreten, er-
halten den aliquoten Teil der Weihnachtsremuneration entsprechend ih-
rer im Kalenderjahr zurlickgelegten Dienstzeit.

(5) Arbeitnehmer/innen, die wahrend des Kalenderjahres ausscheiden,
erhalten bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses den aliquoten Teil
der gebihrenden Weihnachtsremuneration entsprechend der effekti-
ven Dauer des Arbeitsverhéltnisses in diesem Kalenderjahr. Dieser An-
spruch entféllt, wenn der/die Arbeitnehmer/in aus seinem/ihrem Ver-
schulden vorzeitig entlassen wird oder ohne wichtigen Grund vorzeitig
austritt.
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(6) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten des Prasenzdienstes, des Bezuges
von Wochengeld gemaB § 162 ASVG oder eines Karenzurlaubes, so
mindert sich die geblhrende Weihnachtsremuneration um den diesen
Zeiten entsprechenden Anteil. Karenzierungen, deren Dauer 2 Wochen
nicht Gberschreiten, wirken nicht anspruchsmindernd.

§ 14a SONDERZAHLUNGEN FUR
TEILZEITBESCHAFTIGTE

Fir Arbeitnehmer/innen, die wahrend des Kalenderjahres von einer
Vollbeschéaftigung in eine Teilzeitbeschaftigung oder umgekehrt Uber-
treten, setzt sich der Urlaubszuschuss und die Weihnachtsremunera-
tion jeweils aus dem der Dienstzeit im Kalenderjahr entsprechenden
Teil des Urlaubszuschusses/der Weihnachtsremuneration vor dem
Ubertritt und dem entsprechenden Teil nach dem Ubertritt (Auszah-
lungsmonat) zusammen. Wurde der Urlaubszuschuss im Falle des
Ubertritts von Teil- in Vollzeit bereits vor dem Ubertritt ausbezahlt, ist ei-
ne Nachzahlung zum Zeitpunkt der Auszahlung der Weihnachtsremu-
neration vorzunehmen.

§ 15 ARBEITSAUSFALLE

(1) Arbeitsausfalle durch Umsténde, die auf Seiten des/der Arbeitge-
bers/in liegen, ausgenommen Falle héherer Gewalt, sind mit dem Stun-
denverdienst geman § 6 Abs. 7 zu verglten. Fur Akkord- oder Prémien-
arbeiter/innen ist dazu § 7 Abs. 12 analog heranzuziehen.

(2) Die Arbeitnehmer/innen kdnnen bei Eintritt solcher Arbeitsausfalle
jedoch zur Ubernahme anderer, berufsbezogener Tatigkeiten verpflich-
tet werden.

(3) Eine Vergutung im Sinne des Abs. 1 entfallt, wenn die Arbeitnehmer/
innen aufgrund besonderer Rechtsvorschriften anderweitig eine Ent-
schadigung fur den durch den Arbeitsausfall eingetretenen Verdienst-
entgang erhalten.
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§ 16 ARBEITSVERHINDERUNG BEI ERKRANKUNG

(1) Bei Arbeitsverhinderung im persénlichen Krankheitsfall gilt das Ent-
geltfortzahlungsgesetz (BGBI. Nr. 399/74) in der jeweils geltenden Fas-
sung.

(2) Bei Arbeitsverhinderung aufgrund notwendig werdender Pflege ei-
nes im gemeinsamen Haushalt lebenden nahen Angehdrigen gelten
die Bestimmungen des § 16 Urlaubsgesetz (BGBI. Nr. 390/1976) in
der jeweils geltenden Fassung.

§ 17 ALLGEMEINE ARBEITSVERHINDERUNGSFALLE

(1) Bei angezeigtem und nachtraglich nachgewiesenem Eintritt nach-
stehender Familienangelegenheiten ist jedem/jeder Arbeitnehmer/in ei-
ne Freizeit unter Fortzahlung seines/ihres Stundenverdienstes geman
§ 6 (7) in folgendem Ausmaf zu gewéahren:
a) bei eigener EheschlieBung oder Eintragung im Sinne des

EPG .. 3 Tage
b) bei Wohnungswechsel im Falle eines bereits bestehenden

eigenen Haushaltes oder im Falle der Griindung eines eige-

nen Haushaltes ... 2 Tage
c) bei Niederkunft der Ehefrau bzw. Lebensgefahrtin ........... 1 Tag
d) bei EheschlieBung oder Eintragungen im Sinne des EPG

von Geschwistern oder Kindern bzw. des Kindes des einge-

tragenen Partners oder der eingetragenen Partnerin im Sin-

Nedes EPG ... 1 Tag
e) Bei Tod des Ehegatten/der Ehegattin, bzw des eingetrage-

nen Partners bzw. der eingetragenen Partnerin im Sinne

AES EPG ... 3 Tage
f) beim Tod des Lebensgefahrten (Lebensgefahrtin), wenn er

(sie) mit dem/der Arbeitnehmer/in im gemeinsamen Haus-

halt lebte ... 3 Tage
g) beim Tod eines Elternteiles ............c.cooiiiiiiiiiinnnn. 3 Tage
h) beim Tod eines Kindes ..o, 3 Tage

i) beim Tod von Geschwistern, Schwiegereltern oder eines EI-
ternteiles des/der eingetragenen Partners/Partnerin sowie
GroBEREIN ...ccveiee e 1 Tag



(2) In den Féllen des Abs. 1 lit. a bis c ist der oben genannte Freizeitan-
spruch in Form betrieblicher Arbeitstage zu gewahren, die aber im Zu-
sammenhang mit dem betreffenden Ereignis konsumiert werden mus-
sen.

(3) Im Falle des Abs. 1 lit. d) gebuhrt keine besondere Freizeit, wenn die
EheschlieBung oder Eintragung im Sinne des EPG auf einen ohnedies
dienstfreien Tag des/der Arbeitnehmers/in fallt.

(4) Bei den Arbeitsverhinderungen durch Todesfall im Sinne des Abs. 1
lit. e bis i z&hlt der Tag des Begrabnisses bei den oben genannten Ta-
gen mit. Fallt der Begrédbnistag also auf einen arbeitsfreien Tag, so ge-
buhrt dem/der Arbeitnehmer/in im Falle der lit. i keine besondere Frei-
zeit; in den Féllen der lit. e bis h sind dem/der Arbeitnehmer/in nur noch
die restlichen Tage des oben genannten Freizeitanspruches freizuge-
ben, allerdings in Form betrieblicher Arbeitstage, die jedoch im Zusam-
menhang mit dem betreffenden Todesfall konsumiert werden mussen.

(5) Findet das Begrébnis auBerhalb des Wohnortes des/der Arbeitneh-
mers/in statt, so gebihrt bei den in Abs. 1 lit. e, f und i genannten Ar-
beitsverhinderungen durch Todesfall auBerdem die notwendige Freizeit
fur die Hin- und Ruckfahrt zum Begrébnisort im Hochstausmal3 eines
weiteren Tages.

(6) Der/die Arbeitnehmer/in behalt ferner den Anspruch auf das Entgelt,
wenn er/sie durch andere wichtige, seine/ihre Person betreffende Grin-
de ohne sein/ihr Verschulden wahrend einer verhaltnismaiig kurzen
Zeit an der Leistung der Arbeit verhindert wird.

Das gilt insbesondere fiir das Aufsuchen eines Arztes, Dentisten oder
Ambulatoriums, falls dies nicht auBerhalb der Arbeitszeit méglich ist,
sowie fir Behérden-, Amts- und Gerichtswege.

Eine Fortzahlung des Entgeltes entféllt, wenn der/die Arbeitnehmer/in
aufgrund &ffentlich-rechtlicher Vorschriften vollen Ersatz erhélt. Weiters
besteht kein Anspruch im Sinne dieses Absatzes fir die Pflege eines
unter 12 Jahre alten Kindes flr die 2. Woche der Pflegefreistellung
(§ 16 Abs. 2 UrlG).
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§ 17a ANRECHNUNG DES KARENZURLAUBES
(§ 15 MSchG bzw. § 2 EKUG) UND ABFERTIGUNG NACH
ENTBINDUNG (§ 2 ArbAbfG iVm § 23a AngG)

Karenzen (Karenzurlaube) innerhalb des Dienstverhaltnisses im Sinne
des MSchG, EKUG oder VKG werden fir die Bemessung der Kindi-
gungsfrist, die Dauer des Krankenentgeltanspruches und die Urlaubs-
dauer bis zum HéchstausmalB von insgesamt zehn Monaten, soweit
Karenzurlaube fir das zweite bzw. folgende Lebensjahre des Kindes
in Anspruch genommen werden, bis zu insgesamt hdchstens 22 Mona-
ten angerechnet.

Fur die Bemessung der Hohe der Abfertigung und die Voraussetzung
der fUnfjahrigen Dienstzeit gem. § 2 ArbAbfG iVm § 23a Abs. 3 AngG
werden Karenzen (Karenzurlaube) im Sinn des vorigen Absatzes bis
zum Héchstausmal von insgesamt zehn Monaten angerechnet.

Voraussetzung ist eine mindestens dreijdhrige Dauer des Dienstver-
haltnisses, wobei Karenzen (Karenzurlaube) im obigen Sinn einzurech-
nen sind.

Diese Regelung gilt fiir Karenzen (Karenzurlaube), die nach dem
1.6.2013 in Anspruch genommen werden.

§ 18 AUFNAHME UND BEENDIGUNG
DES ARBEITSVERHALTNISSES

(1) Bezuglich der Aufnahme und Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
sind insbesondere die Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes
in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.

(2) Die ersten 4 Wochen des Arbeitsverhéltnisses gelten als Probezeit,
innerhalb der das Arbeitsverhaltnis beiderseits ohne Angabe von Griin-
den zum Ende jedes Arbeitstages beendet werden kann. Eine Uber die-
se Probezeit hinausgehende Befristung des Arbeitsverhéltnisses ist nur
rechtswirksam, wenn diese Befristung schriftlich vereinbart wurde.

(8) Nach Ablauf der Probezeit bzw. schriftlich vereinbarter Befristung
des Arbeitsverhéltnisses kann das Arbeitsverhéltnis unter Beachtung
der gesetzlichen Bestimmungen und Einhaltung nachstehender Fristen
und Termine geldst werden:
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Durch den/die Arbeitnehmer/in kann das Arbeitsverhéltnis mittels Kin-
digung zum Ende der Klndigungsfrist an einem Freitag beendet wer-
den. Die Kindigungsfrist betragt 2 Wochen.

Der/Die Arbeitgeber/in kann das Arbeitsverhéltnis unter Beachtung der

gesetzlichen Bestimmungen und unter Einhaltung nachstehender Fris-
ten durch Kundigung I6sen.

Die Frist betragt bei einer ununterbrochenen Dauer des Arbeitsverhélt-
nisses

BiS 2 Jahre ..o 6 Wochen
Uber 2Jahre ......couiiiieiiiii e 2 Monate
Uber 5Janre ..o 3 Monate
Uber 15 Jahre ..o 4 Monate
Uber 25 Janre ... 5 Monate

Ab dem 1.1.2021 gilt hinsichtlich der Kindigungstermine bei Arbeitge-
berkindigung folgende Regelung: Fur alle bestehenden sowie kinftig
neu zu begriindenden Dienstverhaltnisse gilt im ersten Jahre des
Dienstverhaltnisses der Funfzehnte und letzte Tag eines jeden Kalen-
dermonats als vereinbarter Kundigungstermin. Ab dem zweiten Jahr
des Dienstverhdltnisses gilt nur mehr der letzte Tag eines jeden Kalen-
dermonats als vereinbarter Kiindigungstermin.

(4) Hinsichtlich der Freizeit fir Postensuche gelten die Bestimmungen
des § 1160 ABGB.

§ 19 ABFERTIGUNG

(1) Bezlglich der Abfertigung gelten die Bestimmungen des Bundesge-
setzes betreffend Arbeiterabfertigung in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Bei Anwendung des Arbeiterabfertigungsgesetzes besteht der An-

spruch auf Abfertigung auch dann, wenn das Arbeitsverhéltnis mindes-

tens 5 Jahre ununterbrochen gedauert hat und

a) bei Mannern nach Vollendung des 65. Lebensjahres, bei Frauen
nach Vollendung des 60. Lebensjahres oder

b) wegen der Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspension bei lan-
ger Versicherungsdauer aus der gesetzlichen Pensionsversiche-
rung
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durch Kundigung seitens des/der Arbeitnehmers/in endet.

(2a) Sind unter den gesetzlichen Erben, zu deren Erhalt der Erblasser
gesetzlich verpflichtet war, Minderjahrige, die zum Zeitpunkt des Todes
des/der Arbeitnehmers/in das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben, so geblhrt die volle Abfertigung. Dies gilt auch, wenn derartige ge-
setzliche Erben das 18. Lebensjahr vollendet haben, jedoch in einem
Ausbildungsverhaltnis stehen und geman § 2 Abs. 1 lit. b Familienlas-
tenausgleichsgesetz Anspruch auf Familienbeihilfe besteht.

Die Abfertigung gebuhrtin diesen Féllen den gesetzlichen Erben, zu de-
ren Erhalt der Erblasser im Zeitpunkt des Todes verpflichtet war, und
der Witwe oder dem Witwer bzw. dem/der eingetragenen Partner/in
im Sinne des EPG gemeinsam und wird unter diesen nach Képfen zu
gleichen Teilen aufgeteilt. Keinesfalls gebihrt im Todesfalle insgesamt
mehr als die volle Abfertigung.

Ist ein Ehegatte oder eine Ehegattin bzw. ein eingetragener Partner
oder eine eingetragene Partnerin im Sinne des EPG, jedoch kein min-
derjahriger Angehdriger im obigen Sinn, zum Zeitpunkt des Todes
des/der Arbeitnehmers/in vorhanden, gebdhrt die volle Abfertigung.

Dieser Anspruch besteht, gleichgliltig ob der/die Uberlebende Ehegatte/
in oder der/die eingetragene Partner/in zum Zeitpunkt des Todes des/
der Arbeitnehmers/in unterhaltsberechtigt war oder nicht. Vorausset-
zung ist jedoch, dass die Ehe bzw. die eingetragene Partnerschaft
zum Zeitpunkt des Ablebens des/der Arbeitnehmers/in 3 Jahre ge-
dauert hat.

(2b) Wird das Arbeitsverhéltnis wahrend einer Elternteilzeit im Sinne
des Mutterschutzgesetzes bzw. Véater-Karenzgesetzes beendet, ist
das Entgelt aus der Vollzeitbeschaftigung bei Berechnung Abfertigung
»alt“ nach folgenden Grundsatzen zu berlicksichtigen:

Es ist die Zahl der Abfertigungsmonate geman Arbeiter-Abfertigungs-
gesetz aufgrund der Gesamtdienstzeit zu ermitteln. Danach ist das ali-
quote Verhaltnis von Teilzeit- und Vollbeschéftigungszeit innerhalb des
gesamten Arbeitsverhélinisses festzustellen.

Die Anzahl der Monatsentgelte ist gemaB dem so ermittelten Verhéltnis
aufzuteilen. Entsprechend dieser Aufteilung sind dann unter Zugrunde-
legung der monatlichen Berechnungsgrundlage nach Voll- und Teilzeit-
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beschaftigung die Abfertigungsanteile zu ermitteln und die Gesamtab-
fertigung festzustellen. Zur Ermittlung der Berechnungsgrundlage fir
Vollbeschéaftigung ist das letzte Monatsentgelt aufgrund der Teilzeitbe-
schaftigung entsprechend aufzuwerten (im Verhéltnis tatséchlicher
Stundenzahl/Woche zur Normalarbeitszeit bei Beendigung des Dienst-
verhéltnisses). Das so aufgewertete Monatsentgelt verringert sich je-
doch um jene Erh6éhung des Stunden- bzw. Monatslohnes, die im Zu-
sammenhang mit der Umstellung auf Teilzeit erfolgte und in dieser be-
grindet war.

Durch Betriebsvereinbarung oder, wo kein Betriebsrat errichtet ist,
durch Einzelvereinbarung, kénnen gleichwertige andere Regelungen
Uber die Berucksichtigung von Vollbeschéaftigung abgeschlossen wer-
den.

Sollte eine gesetzliche Regelung betreffend Abfertigung bei Ubertritt
von Voll- in Teilzeitbeschaftigung erfolgen, werden Gesprache Uber ei-
ne entsprechende Ab&nderung dieses Kollektivvertrages aufgenom-
men.

Diese Bestimmungen gelten nicht fiir jene Félle, in denen bei Ubertritt in
Teilzeitbeschéftigung eine Abfertigung erfolgt.

Diese Bestimmungen gelten fur die Beendigung von Dienstverhaltnis-
sen nach dem 31.05.2005.

Geringere Normalarbeitszeiten als die kollektivvertraglichen Normalar-
beitszeiten gelten dann nicht als Teilzeit, wenn sie fiir den ganzen Be-
trieb oder Betriebsteile gelten und nicht erheblich von der betrieblichen
Normalarbeitszeit abweichen.

Wechsel ins System der Abfertigung ,,neu*

(3) Vereinbaren Arbeitgeber/in und Arbeitnehmer/in einen Ubertritt aus
dem Abfertigungsrecht des Angestelltengesetzes/Arbeiter-Abferti-
gungsgesetzes in jenes des BMVG (Betriebliches Mitarbeitervorsorge-
gesetz), ist der/die Arbeitnehmer/in berechtigt, binnen einem Monat ab
Unterzeichnung der Ubertrittsvereinbarung ohne Angabe von Griinden
von dieser zurlickzutreten. Dies gilt nicht, sofern die Ubertrittsvereinba-
rung inhaltlich durch eine Betriebsvereinbarung geman § 97 Abs. 1 Z 26
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ArbVG (Festlegung von Rahmenbedingungen fiir den Ubertritt in das
Abfertigungsrecht des BMVG) bestimmt ist.

Dies gilt fiir Arbeiter/innen, die ab 1.4.2003 vom alten Abfertigungsrecht
in die Abfertigungsbestimmungen des BMVG Ubertreten.

§ 20 BETRIEBSVERSAMMLUNG

(1) Arbeitsausfalle wahrend der betrieblichen Normalarbeitszeit, die
durch eine Betriebs- (Betriebshaupt-, Gruppen- oder Teil) Versamm-
lung entstehen, werden dem/der Arbeitnehmet/in bis zu einem Héchst-
ausmalf von einer Stunde pro Kalenderjahr mit dem Stundenverdienst
vergltet. Voraussetzung daflr ist, dass diese Versammlungen nach
den Bestimmungen des ArbVG einberufen, ihre Abhaltung dem/der Ar-
beitgeber/in 14 Tage zuvor zur Kenntnis gebracht und § 47 Arbeitsver-
fassungsgesetz beachtet wurde.

(2) Gunstigere betriebliche Regelungen bleiben insofern aufrecht, wenn
diese eine Bezahlung von mehr als einer Stunde pro Kalenderjahr vor-
sehen.

§ 21 BEISTELLUNG VON ARBEITSKLEIDUNG

Fir besonders schmutzige oder die Bekleidung abniitzende Tatigkeiten
kann durch Betriebsvereinbarung geregelt werden, dass die erforderli-
che Arbeitskleidung zur Verfligung gestellt wird.

§ 22 VERFALL VON ANSPRUCHEN

(1) Samtliche Anspriiche aus dem Arbeitsverhéltnis sind innerhalb von
6 Monaten nach Beendigung des Arbeitsverhéltnisses schriftlich gel-
tend zu machen, widrigenfalls der Anspruch erlischt.

(2) Bei aufrechtem Arbeitsverhdltnis sind Anspriiche aus dem Arbeits-
verhéltnis innerhalb von 6 Monaten geltend zu machen, widrigenfalls
der Anspruch ebenfalls erlischt.

(3) Diese Fristen verldngern sich um den Zeitraum, um den die an-
spruchbegrindende Lohnabrechnung aus Verschulden des/der Arbeit-
gebers/in verspatet durchgefuhrt wurde.
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(4) Bei Anwendung einer Arbeitszeitvereinbarung im Sinne § 2 (4) die-
ses Kollektivvertrages beginnt der Fristenlauf gemaf der Abs. 1 und 2,
fir Anspriiche (z.B. Uberstundenentgelte), die sich aufgrund der von
der wochentlichen Normalarbeitszeit geméan § 2 Abs. 1 abweichenden
Arbeitszeitverteilung ergeben, mit Ende des vereinbarten Durchrech-
nungszeitraumes.

(5) Die Absatze 1—4 gelten nicht, sofern es sich um Anspriiche nach
dem Gleichbehandlungsgesetz (GIBG) handelt.

§ 23 SCHLUSSBESTIMMUNGEN

(1) Dieser Rahmenkollektivvertrag tritt am 1. Juni 2014 in Kraft. Beste-
hende gunstigere betriebliche Regelungen bleiben davon unberhrt.

(2) Dieser Rahmenkollektivvertrag kann von jedem der Vertragspartner
unter Einhaltung einer dreimonatigen Kindigungsfrist zum Letzten je-
des Kalendermonates aufgekiindigt werden. Sofern bei Ablauf dieser
Kundigungsfrist noch kein neuer Rahmenkollektivvertrag abgeschlos-
sen ist, bleibt der vorliegende Vertrag fur beide Vertragspartner weitere
6 Kalendermonate bindend.

(3) Die zu diesem Rahmenkollektivvertrag abgeschlossenen Kollektiv-
vertrage kdnnen, soweit sie nicht ohnedies befristet sind, zum Letzten
jedes Kalendermonats aufgekindigt werden.

(4) Die Aufktiindigung der Vertrage hat mittels eingeschriebenen Briefes
an den Vertragspartner zu erfolgen.
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Wien, am 17. Mai 2024

Fachverband Textil-Bekleidung-Schuh-Leder

Der Obmann: Die Geschaftsfuhrerin:

Ing. Manfred Kern Mag. Eva Maria Strasser

Berufsgruppe Schuh- und Lederwarenindustrie

Der Berufsgruppenvorsitzende:

Dr. Horst Kdnig

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft PRO-GE

Der Bundesvorsitzende:

Reinhold Binder

Der Bundesgeschéftsfiihrer: Der Sekretar:

Peter Schleinbach Gerald Cuny-Kreuzer
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Anhang 1

Klarstellung zur Aliquotierung von Sonderzahlungen

geman § 13 (9) Urlaubszuschuss und § 14 (6) Weihnachtsremuneration
fir ab dem 1. Mai 1997 eintretende Dienstverhinderungen von Arbeit-
nehmer/innen mit aufrechtem Arbeitsverhaltnis:

Zeiten des Arbeitsverhéltnisses ohne Entgeltanspruch vermindern nicht
den Anspruch auf Sonderzahlungen, ausgenommen in den gesetzlich
ausdricklich angefuhrten Fallen (z.B. §§ 14/4 und 15/2 MSchG, 10
APSG, 119/3 ArbVG). Fir Zeiten des ungerechtfertigten Fernbleibens
von der Arbeit stehen keine Sonderzahlungen zu. Fir Zeiten des freiwil-
lig vereinbarten Entfalls der Dienstleistung ohne Entgelt, kann der Ent-
fall der Sonderzahlungen vereinbart werden (ausgenommen fur unbe-
zahlten Urlaub fur Schulungs- und Bildungsveranstaltungen i.S. des
§ 118 ArbVG Uber die dort vorgesehene Dauer hinaus). Erhalt der/die
Arbeitnehmer/in aufgrund 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften vollen Ent-
geltersatz (einschlieBlich der Sonderzahlungen) entfallt insoweit der
Anspruch gegentber dem/der Arbeitgeber/in.

Anhang 2

Gemeinsame Erkldrung der Kollektivvertragspartner
zur Aus- und Weiterbildung

Die Kollektivvertragspartner betonen die Wichtigkeit von Aus- und Wei-
terbildungsmafBnahmen der Betriebe und der Arbeithnehmer/innen. Sie
empfehlen, Bildungsinteressen der Arbeitnehmer/innen zu férdern
und betrieblich mégliche Riicksicht zu nehmen. Sie heben hervor, dass
die diskriminierungsfreie Einbeziehung gerade von Frauen in Aus- und
WeiterbildungsmafBnahmen ein wichtiges gemeinsames Anliegen ist.

Ebenso wichtig ist es, durch rechtzeitige Weiterqualifizierung zur Ver-
besserung der Beschaftigungsfahigkeit &lterer Arbeitnehmer/innen bei-
zutragen.
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Anhang 3

Muster eines Dienstzettels ,,geblihrenfrei
Dienstzettel — fiir Arbeiternehmer/innen geman
§ 2 Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz (AVRAG):

ATDEIGEDEITIN: ..o
Name, Anschrift, (Firmenstampiglie)
ArbEItNENMEI/INT ...
Name, Anschrift, (Firmenstampiglie)

Beginn des Arbeitsverhaltnisses:

(geman § 18 des Rahmenkollektivvertrages maximal 4 Wochen)

Ende des Arbeitsverhaltnisses:

(nur bei einer Befristung des Arbeitsverhaltnisses)

Der Betrieb gehért dem

Fachverband ... an.
Auf das Arbeitsverhaltnis sind daher die Kollektivvertrage fir

anzuwenden.

Weiter gelten die zwischen dem/der Betriebsinhaber/in und den jeweils zustandi-
gen Organen der gesetzlichen Arbeithehmer/innenvertretung (Betriebsrat) auf Be-
triebs- bzw. Unternehmensebene im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes ab-
geschlossenen Betriebsvereinbarungen.

Das sind:

Diese und die zustandigen Kollektivvertrage sind gemaR Arbeitsverfassungsge-
setz

zur Einsicht aufgelegt.
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Name und Anschrift der Mitarbeitervorsorgekasse:

(Im Einzelfall giiltig, wenn auf das individuelle Arbeitsverhéltnis das MVK-Gesetz anzuwenden ist.)
Einstufung: LORNGrUPPe/GIUPPE .......eeeiuiieiiiiiieeiiiie sttt
(siehe Kollektivvertrag)

Der Anfangslohn betragt EUR ...........cccocoeiiiiiiieninen. per Stunde/Monat brutto.
Weitere Entgeltbestandteile: Sonderzahlungen, Aufwandsentschadigungen, etc.:

(Sofern keine, oder keine giinstigere Regelung vereinbart wird, gilt der Kollektivvertrag)

Falligkeit der Bezlge:

(richtet sich nach den Bestimmungen des Kollektivvertrages)

Die Bezlige werden bargeldlos auf ein vom/von der Arbeitnehmer/in bekannt ge-
gebenes Konto:
....................................................................................................... Uberwiesen.

......................................................................................................... verwendet.
Die Kundigungsfristen und -termine richten sich nach den Bestimmungen des

Kollektivvertrages fUr ...........cooiiiiiiiii e
Der gewdhnliche Arbeitsort ist: ...

Der Erholungsurlaub richtet sich nach den Bestimmungen des Urlaubsgesetzes
und des zustéandigen Kollektivvertrages.

Die woéchentliche Normalarbeitszeit richtet sich nach den Bestimmungen des Ar-
beitszeitgesetzes und des zusténdigen Kollektivvertrages.

Die wéchentliche Normalarbeitszeit betragt ............... Stunden.
Ihre/seine wochentliche Normalarbeitszeit als Teilzeitbeschéaftigung
betragt ............... Stunden.

Jede Anderung der gemachten Angaben ist dem/der Arbeitnehmer/in
unverzlglich schriftlich mitzuteilen, es sei denn, die Anderung erfolgt
durch Anderung von Gesetzen oder Normen der kollektiven Rechtsge-
staltung (Kollektivvertrage).
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Anhang 4

LOHNGRUPPENSCHEMA IN DER SCHUHINDUSTRIE
(Anhang gemaB § 6 Abs. 1)

Einfiihrung des neuen Lohngruppenschemas per 1.6.2018
Uberleitung in die neuen Lohngruppen

(1) Richtlinie

Arbeitnehmerlnnen, deren Arbeitsverhaltnisse vor dem 31.05.2018 be-
gonnen haben, sind in die neuen Lohngruppen einzustufen. Als Richt-
linie ist die Uberleitungstabelle heranzuziehen, in der die bisherigen
Lohngruppen den neuen Lohngruppen gegenubergestellt werden (z.
B. Lohngruppe 7 = Lohngruppe A).

Lohngruppen ALT Lohngruppen NEU
56,7 A
8 B
9 C
10 D
11 E

Lohngruppe ALT 5, 6, 7 wird zu NEU:
A) Tatigkeiten mit kurzer Zweckausbildung

(z.B. Anhanger befestigen, Etiketten kleben, Faden verziehen, Schnal-
len schlieBen, ReiBverschluss schlieBen, Einzelkarton falten, Kante
brennen, Kante farben, Kante klopfen, Polish spritzen, polieren, Sohle
entstauben, Sperrband aufschneiden, kl Zementier und Klebearbeiten,
Einkartonieren, Verstérkungsband kleben von Hand, Vorderkappe bu-
geln, Vorzeichnen von Hand, Zwischenfutter und Verstarkung bugeln,
Brandsohlen heften, Einleisten offen...)

Lohngruppe ALT 8 wird zu NEU:

B) Tatigkeiten komplexerer Art, mit fachspezifischer Einweisung
und léngerer Einarbeitungszeit

(z.B. Burstfinish bei Leder, egalisieren einfacher Teile, Endeln-Textil,
Futter anstlrzen, Ferse formen mit Maschine, Futterleder scharfen,
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Gummizug/ Kleinteile stanzen, Partien vorbereiten, Matrizieren, Ausrei-
ben, Oberleder blgeln und reparieren, Osen und Haken lochen, Reif-
verschluss einblgeln oder einkleben, Schaft und Brandsohle zementie-
ren von Hand, Schaftteile stempeln, Sohle streichen mit Klebstoff, Vor-
richtearbeiten, Zuschnitt einteilen, Ausleisten mit Maschine, Osen und
Haken setzen, Schnalle nieten, Hinterkappen formen, Versand, Lager-
arbeiter, Hilfskraft Lager...)

Lohngruppe ALT 9 wird zu NEU:

C) Tatigkeiten, die entsprechende Fachkenntnisse, selbststéndige
Ausfiihrung sowie Verantwortung erfordern

(z.B. angesturzte Futter bei gepolsterte Futterkanten umschlagen, Blat-
ter an Hinterteile frei ansteppen, Einleisten geschlossen, Futter anstep-
pen zum Stlrzen, Futterleder zuschneiden oder stanzen, Gummizug
frei einsteppen, Besétze, Einsatze, Hinterreimen frei ansteppen, kantie-
ren, Oberleder ketteln, Oberleder scharfen, Stanzschwei3en, Paspol
frei aufsteppen, walken, Steppen ohne Fiihrung, Steppen am geschlos-
sen Schaft, Zierndhen, Zwickeinschlag aufrauen mit Automat, Pa-
cker...)

Lohngruppe ALT 10 wird zu NEU:
D) Facharbeiter/innen Oberteilherrichter

(z.B. Brandsohlen aus Leder stanzen und schneiden, Oberlederkontrol-
le, ausleisten von Hand, Kleinteile spritzen, Sohlen auflegen und Pres-
sen, Ferse und Gelenk zwicken mit Automat, selbstandiges Anfertigen
eines Schafts, Schlosser, Maschinisten, Hubstapelfahrer, Kommis-
sionierer f. Fertigwarenlager...)

Lohngruppe ALT 11 wird zu NEU:
E) Facharbeiter/innen Schuhfertiger

(z.B. Oberleder stanzen und schneiden, Zwicken mit Maschine, End-
kontrolle, Fertigsohlen auflegen, Spitzen und Ballen zwicken in einem
Arbeitsgang, Schleifen Trittflache mit Leisten, Nut frdésen von Hand,
Oberleder schneiden, Formenbauer...)
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(2) Einstufung unter Mitwirkung des Betriebsrates

Diese Einstufung ist bis 31.05.2018 mit Wirkung vom 1.6.2018 in Betrie-
ben mit Betriebsrat unter Mitwirkung des Betriebsrates vorzunehmen.

(3) Einreihung von Arbeitnehmerinnnen

Die Einstufung in die neuen Lohngruppen hat unter Berticksichtigung
der beschriebenen Tétigkeiten und — wo vorgesehen — einschlagigen
Berufsausbildung zu erfolgen.

Weiters erfolgt die Einreihung von Arbeitnehmerlnnen in die neue Lohn-
gruppe unter Anrechnung der individuellen Uberzahlung der Arbeitneh-
merin. In jedem Fall hat ein Vergleich des alten IST-Lohnes mit dem
neuen Stundenlohn zu erfolgen. Sollte der individuelle IST-Lohn nicht
der Héhe des neuen Mindest-KV-Lohnes entsprechen, so ist der neue
IST-Lohn entsprechend auf den neuen Mindest-KV-Lohn anzuheben.

Soweit Leistungen auf Betriebsvereinbarungen beruhen, ist dies nur
durch Anderung der Betriebsvereinbarung méglich. Durch Betriebsver-
einbarung ist auch eine Umwandlung steuerbegnstigter Leistungen
zuldssig. Ferner kdnnen unter den Voraussetzungen des vorstehenden
Absatzes Pramien, die nicht akkordahnlich sind, in Lohn umgewandelt
werden, indem der laufende Lohn um den Jahres-Durchschnittswert der
Pramie erhoht wird; die BV kann Abweichendes vorsehen.

(4) Betriebliche Lohnschemata

Die Kollektivvertragsparteien empfehlen, betriebliche Lohnschemata,
die vor dem 31.05.2018 abgeschlossen wurden, unter Beachtung der
Grundsatze dieser Vereinbarung anzupassen. Betriebliche Schemata
im Sinne dieser Bestimmungen sind Betriebsvereinbarungen; ferner
sonstige betriebliche Regelungen oder Ubungen, bei denen eine ein-
heitliche Vorgehensweise gegenlber allen Arbeitnehmern oder Grup-
pen von Arbeitnehmern ohne Ruicksicht auf eine formale Grundlage ein-
gehalten wird, sofern kein Widerrufsrecht besteht. Uber derartige be-
triebliche Regelungen kénnen Betriebsvereinbarungen abgeschlossen
werden.

(5) Vermittlung der Kollektivvertragsparteien

Wird auf betrieblicher Ebene keine Einigung Uber die Einstufung von Ar-
beitnehmerlnnen erzielt, haben die KV-Parteien auf Wunsch des Arbeit-
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gebers bzw. des Betriebsrates ein Vermittlungsverfahren durchzufiih-
ren.

In Betrieben ohne Betriebsrat ist eine Vermittlung durch die KV-Parteien
durchzuflihren, wenn eine der KV-Parteien begrindet vermutet, dass
die Einstufung von Arbeitnehmerlnnen falsch vorgenommen wird.

(6) Unternehmen mit geringer Uberzahlung

Fur Betriebe mit geringen Uberzahlungen, die durch die Einfilhrung des
neuen Lohnsystems auBerordentlich hoch finanziell belastet werden,
kénnen betriebsspezifische Sonderregelungen vereinbart werden, um
die Kostenbelastung zu dampfen. Eine auBerordentliche Belastung
liegt dann vor, wenn die Auswirkung der Einfihrung gréBer als 0,5%
der Juni-Lohn- und Gehaltssumme 2018 betragt.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzung werden nach Antragstellung der
betroffenen Unternehmen unter Mitwirkung der KV-Parteien abwei-
chende MafBnahmen von obiger Regelung, dass zum Inkrafttretenster-
min 01.06.2018 der individuelle Ist-Lohn auf den neuen kollektivvertrag-
lichen Mindestlohn anzuheben ist, getroffen. In Betrieben mit Betriebs-
rat ist dazu bis zum 30.09.2018 eine Betriebsvereinbarung abzuschlie-
Ben. In Betrieben ohne Betriebsrat kann eine entsprechende Vereinba-
rung mit den KV-Parteien abgeschlossen werden. Eine derartige (Be-
triebs-)Vereinbarung gilt auch fur Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhéltnis
erst nach dem 31.05.2018 begonnen hat.

(7) Dienstzettel

Mittels eines Dienstzettels sind die Arbeitnehmer darliber zu informie-
ren, welche Eckdaten sich aus dieser Vereinbarung fur sie ergeben.
(8) Neufestsetzung des Lohntarifes

Die ab 1. Juni 2018 geltenden tariflichen Mindestléhne fir die bestehen-
den funf Lohngruppen ergeben sich aus dem im Anhang beigeschlos-
senen Lohntarif.
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Anhang 5

Vereinbarung tber die Erh6hung der Ist-L6hne und der
Akkorde und akkordahnlichen Pramien sowie der
Erh6éhung sonstiger Prédmien

Erhéhung der Ist-Léhne

Die vor dem 1. Juni 2024 tatsachlich bezahlten Stundenléhne ein-
schlieBlich aller Zulagen (Stundenlohn x 40 = Gesamtwochenverdienst)
sind per 1. Juni 2024 um 6,13 % pro Monat zu erhéhen.

Der so erhéhte Gesamtwochenverdienst ist Uberdies darauf zu Gberpra-
fen, ob er dem tariflichen Wochenlohn laut Lohntarif entspricht. Ist dies
nicht der Fall, ist der um die IST-Lohnerh6hung erhéhte bisherige Ge-
samtwochenverdienst so anzuheben, dass er den tariflichen Wochen-
lohn erreicht.

Erhéhung der Akkorde und akkordédhnlichen Pramien

1) Die bestehenden Akkorde sind mit Geltung 1. Juni 2024 um 6,13 %
pro Monat zu erhéhen.

Dies ist so durchzuflihren, dass die innerbetrieblichen Akkordgrundla-
gen (Akkordsatze) um den genannten Prozentsatz anzuheben sind,
wobei die betriebliche Akkordbasis (jetzt Relationstabelle, vergleiche
Lohntarif) zumindest der ab 1. Juni 2024 gemal § 7 (5) des Rahmen-
kollektivvertrages vom 1. August 1994 geltenden kollektivvertraglichen
Akkordbasis (jetzt Relationstabelle) entsprechen muss.

2) Danach ist zu Uberprifen, ob der gemaB Abs. 1 erhéhte Durch-
schnittsverdienst der Betriebsabteilung bzw. Arbeitnehmergruppe den
Bedingungen des § 7 (6) des Rahmenkollektivvertrages vom 1. August
1994 entspricht. Ist dies nicht der Fall, ist unter sinngeméaBer Anwen-
dung des § 7 (9) eine weitere Anhebung der Akkordgrundlagen (Ak-
kordsatze) durchzufiihren.

3) Die Abs. 1 und 2 sind fiir akkordahnliche Pramien sinngemaf anzu-
wenden, so dass der Durchschnittsverdienst zum 1. Juni 2024 um
6,13 % pro Monat angehoben wird.
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Erhéhung sonstiger Pramien

Erhéalt ein Arbeitnehmer neben seinem tatsachlichen Wochenlohn
sonstige Préamien, so ist gleichfalls der tatséchliche Gesamtwochenver-
dienst per 1. Juni 2024 um 6,13 % pro Monat zu erhéhen.

Der so erhéhte Gesamtwochenverdienst ist Uberdies darauf zu Gberpri-
fen, ob er dem tariflichen Wochenlohn laut Lohntarif entspricht. Ist dies
nicht der Fall, so ist der so erhéhte Gesamtwochenverdienst so anzuhe-
ben, dass er den tariflichen Wochenlohn erreicht.

Zulagen und Zuschlage

Aliféllige Zulagen und Zuschlage sind um 5,83 % per 1. Juni 2024 zu er-
héhen.

Urlaubszuschuss

Der Urlaubszuschuss 2024 wird auf der Basis der neuen Werte gerech-
net, unabhangig vom Auszahlungstermin.

Geltungsbeginn
Inkrafttreten: 1. Juni 2024
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Lohntarif
ab 1. Juni 2024

fir die Arbeiter und Arbeiterinnen in der
oOsterreichischen Schuhindustrie

kollektivvertraglicher Mindest- Relationstabelle

das sind pro

Kategorie: lohn pro Woche (40 Stunden) in Stunde Euro (Akkor(:i_ba.sis bzw.
Euro Préamien)

A (alt V) 437,87 10,95 0,86120

B (alt VIII) 442,91 11,08 0,86771

C (alt IX) 447,96 11,20 0,86833

D (alt X) 453,00 11,33 0,87796

E (alt XI) 458,00 11,46 0,90521

Lehrlingseinkommen ab 1. Juni 2024
monatlich

a) Lehrberufe mit dreijahriger oder langerer Lehrzeit:

Euro
1. Lehrjahr .o 727 ,—
2. Lehrjahr ..o 909,—
B.Lehrjahr ..o 1.167,—
4. Lehrjahr ... 1.340,—
b) Lehrberufe mit zweijahriger Lehrzeit:

Euro
1. Lehrjahr ..o 727 —
2. Lehrjahr ... 1.002,—
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Anhang 6
Reisekosten- und Aufwandsentschadigung

A) KILOMETERGELD - VERRECHNUNG FUR
PERSONENKRAFTWAGEN

§ 1 KILOMETERGELD

(1) Wird einem/einer Arbeitnehmer/in die Verrechnung einer Aufwands-
entschadigung (Fahrtkostenentschadigung) fur eine ihm/ihr freigestellite
Verwendung seines/ihres Privat-Pkw fir Dienstreisen im Sinne der Be-
stimmungen fur Inlandsdienstreisen genehmigt, richtet sich die Bezah-
lung dieser Aufwandsentschadigung nach diesen Bestimmungen. Ein
derartiger Anspruch entsteht nur dann, wenn die Genehmigung zur Ver-
rechnung einer Aufwandsentschadigung im Sinne dieser Bestimmun-
gen vor Antritt der Dienstreise, tunlichst schriftlich, erteilt wird. Sofern
nichts anderes bestimmt ist, wird als Aufwandsentschadigung ein Kilo-
metergeld gewéhrt.

(2) Das Kilometergeld dient zur Abdeckung des durch die Haltung des
Kraftfahrzeuges und die Benltzung entstehenden Aufwandes. Uber
das Kilometergeld hinaus besteht keinerlei Anspruch gegen den Dienst-
geber aus einer Benltzung des Pkw im Sinne des Abs. 1.

(3) Die Hohe des Kilometergeldes richtet sich nach nachstehender Ta-
belle:

Im Sinne des Abs. 1 gefahrene Kilometer im Kalenderjahr

DiS 10.000 ... e i e €0,42%)
ab 10.001 biS 15.000 .....virinieiii e €0,376
ab 15.001 biS 20.000 .....vivinieiiiee e €0,35
[0 =10 |0 T=Y €0,34

Das niedrigere Kilometergeld im Sinne obiger Tabelle geblhrt jeweils
ab dem Uberschreiten der angefiihrten Kilometergrenzen. Wenn das in-
nerbetriebliche Geschaftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, kann das

*) Gilt fir Dienstreisen, die ab dem 1. Juni 2017 angetreten werden.
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Geschéftsjahr an Stelle des Kalenderjahres fir die Berechnung des Ki-
lometergeldes herangezogen werden.

Darlber hinaus kdnnen innerbetrieblich auch andere Jahreszeitraume,
zum Beispiel ab Eintritt des/der Arbeitnehmer/in, vereinbart werden.
Wird ein Teil des Aufwandes direkt durch den Dienstgeber getragen
(zum Beispiel Treibstoff, Versicherung, Reparatur), ist das Kilometer-
geld entsprechend zu verringern. Bei der Verringerung ist auf einen
von den Kraftfahrervereinigungen veréffentlichten Verteilungsschliissel
Rucksicht zu nehmen.

(4) Diese Regelung gilt fiir Personenkraftwagen unter den zur Zeit des
Abschlusses dieser Bestimmungen gegebenen technischen Voraus-
setzungen. Fur Neukonstruktionen gelten diese Bestimmungen nicht,
bei Verwendung derartiger Wagentypen muss bei einer Fahrt geman
Abs 1. eine Vereinbarung Uber den Aufwandsersatz getroffen werden.
Soweit flir den Bundesdienst Regelungen vorhanden sind, sind diese
mit den Einschrankungen dieser Bestimmungen, insbesondere des
Abs. 3, sinngemal anzuwenden.

(5) Aus der Genehmigung der Verrechnung von Kilometergeld im Sinne
des § 2 Abs. 1 kann kein dienstlicher Auftrag zur Verwendung des Pkw
abgeleitet werden. Die Kilometergeldverrechnung im Sinne dieser Be-
stimmungen bedingt daher keinerlei Haftung des Dienstgebers fir
Schéden, die aus der Benitzung des Pkw durch den/die Arbeitneh-
mer/in entstehen.

§ 2 RECHNUNGSLEGUNG UND NACHWEIS DER
KILOMETERGELDER

Die Abrechnung der Kilometergelder hat schriftlich in Form einer Auf-
zeichnung Uber die gefahrenen Kilometer zu erfolgen. Uber Aufforde-
rung des Dienstgebers hat der/die Arbeitnehmer/in diese Abrechnung
entweder nach jeder Fahrt oder in bestimmten Zeitabstanden (zum Bei-
spiel Monat) zu erstellen. Uber die gefahrenen Kilometer im Sinne des
§ 1 Abs. 1 ist ein Fahrtenbuch zu fihren, das Uber Aufforderung, jeden-
falls aber am Ende des Kalender- oder Geschéftsjahres bzw beim Aus-
scheiden des/der Arbeitnehmer/in vor Ablauf des Kalender- oder Ge-
schéftsjahres zur Abrechnung zu Ubergeben ist. Die Fuhrung eines
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Nachweises kann der Dienstgeber auch verlangen, wenn eine Pau-
schalregelung mit dem/der Arbeitnehmer/in vereinbart wurde.

§ 3 VERFALL DER ANSPRUCHE

Der/die Arbeitnehmer/in hat die Rechnungslegung spétestens einen
Monat nach dem Zeitpunkt der vereinbarten oder aufgetragenen Vorla-
ge durchzufiihren. Der Anspruch auf die Entschadigung im Sinne dieser
Bestimmungen verféllt, wenn die Rechnungslegung nicht innerhalb von
2 Monaten nach der vereinbarten oder aufgetragenen Vorlage erfolgt.

§ 4 SONDERVEREINBARUNGEN,
BETRIEBSVEREINBARUNGEN, BETRIEBLICHE
REGELUNGEN UND GUNSTIGKEITSKLAUSEL

(1) Diese Bestimmungen gelten nicht fiir Arbeitnehmer/innen, die auf-
grund ihrer Dienstverwendung mit Privat-Pkw reisen (zum Beispiel Ver-
treterinnen), und mit denen eine andere Vereinbarung Uber den Auf-
wandsersatz getroffen wurde bzw wird.

(2) Bestehende Firmenregelungen bleiben in ihrem gesamten Umfang
als Betriebsvereinbarung aufrecht und treten an Stelle dieser Bestim-
mungen, wenn binnen 2 Monaten nach In-Kraft-Treten dieser Bestim-
mungen die Firmenleitung und der Betriebsrat einvernehmlich die Wei-
tergeltung der Regelung festlegen. Kommt keine Einigung zustande, gilt
Abs. 3. Regelungen im Sinne dieses Absatzes haben schriftlich zu er-
folgen

(3) Bestehende, fur den/die Arbeitnehmer/in ginstigere Vereinbarun-
gen, Betriebsvereinbarungen und Regelungen bleiben aufrecht und
kénnen auch in Hinkunft abgeschlossen werden. Diese Glinstigkeits-
klausel ist so anzuwenden, dass nur die betriebliche Regelung als Gan-
zes auf ihre Gunstigkeit geprift wird, ein Herausgreifen einzelner Teile
der einen oder anderen Regelung unter Berufung auf diese Glinstig-
keitsklausel ist nicht gestattet.

Die betriebliche Regelung ist jedenfalls dann als giinstiger anzusehen,
wenn die Regelung nach Hubraum und Kilometergrenze fur die Mehr-
zahl der mit Fahrten gemaB § 1 Abs. 1 befassten Arbeitnehmer/in glins-
tiger ist.
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§ 5 SCHLICHTUNGSVERFAHREN

Mit der Beilegung von Auslegungsstreitigkeiten Uber die Anwendung
der Gunstigkeitsklausel geman § 4 hat sich vor Anrufung des Arbeits-
und Sozialgerichtes ein paritatisch aus je drei Vertreterlnnen der ver-
tragschlieBenden Organisationen zusammengesetzter Ausschuss zu
befassen, dessen Mitglieder tunlichst aus dem Kreis der an den Ver-
handlungen Uber diesen Kollektivvertrag Beteiligten zu entnehmen
sind.

B) INLANDSDIENSTREISEN

§ 1 REISEKOSTEN- UND
AUFWANDSENTSCHADIGUNGEN

(1) Wenn der/die Arbeitnehmer/in eine Dienstreise zu unternehmen hat,
so sind ihm/ihr die durch die Dienstreise verursachten Auslagen und
Mehraufwendungen nach Maf3gabe der folgenden Bestimmungen zu
erstatten.

Die Bestimmungen der Abs. 5 lit b) bis 11 finden auf jene Arbeitnehmer/
innen keine Anwendung, die aufgrund ihres Dienstvertrages oder ihrer
dienstlichen Verwendung regelmafig zu reisen haben und mit denen
entweder einvernehmlich ein Pauschalsatz fir Reiseaufwandsentsché-
digungen vereinbart ist oder mit denen einvernehmlich ein Entgelt ver-
einbart ist, in dem die Reiseaufwandsentschadigungen bereits abgegol-
ten sind.

Enthalt das vereinbarte Pauschale oder Entgelt auch eine Abgeltung
der Fahrtauslagen, so entfallt fir diese Arbeitnehmer/innen auch die
Anwendung des Abs. 4 Uber die ,Fahrtvergitung®.

Die Bestimmungen des Abs. 5 bis 11, mit Ausnahme des Abs. 6 finden
auf jene Arbeitnehmer/innen keine Anwendung, die aufgrund ihres
Dienstvertrages oder ihrer dienstlichen Verwendung regelméaBig zu rei-
sen haben und fur die Reiseaufwandsentschadigung durch Betriebs-
vereinbarung®) im Sinne des Abs. 5 lit a) festgesetzt ist. Besteht kein
Betriebsrat und kann aus diesem Grund keine Betriebsvereinbarung*

*) iSd. § 68 EStG
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abgeschlossen werden, kann zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer
einvernehmlich die Anwendung des Abs. 5 lit a) vereinbart werden.

Weiters finden die Bestimmungen des Abs. 5 bis 11 nicht auf jene Ar-
beitnehmer/innen Anwendung, die aufgrund ihres Dienstvertrages oder
ihrer dienstlichen Verwendung an weiteren Betriebsstatten oder Filialen
des Dienstgebers tatig werden.

Bei Entsendungen zu Messen auBBerhalb des Dienstortes finden die Be-
stimmungen der Absatze 5-11 keine Anwendung, wenn die entstehen-
den Mehraufwendungen anderweitig getragen werden.

Begriff der Dienstreise

(2) Eine Dienstreise liegt vor, wenn der/die Arbeitnehmer/in seinen/ih-
ren Dienstort verlasst, um an einem oder mehreren Orten Auftrage sei-
nes/ihres Dienstgebers auszufiihren. Dienstort im Sinne dieser Bestim-
mung ist das Gemeindegebiet des Ortes, in dem die sténdige Arbeits-
statte des/der Arbeitnehmer/in liegt. Als Gemeindegebiet von Wien gel-
ten die Bezirke 1 bis 23. Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmung gilt
auBerdem in allen Fallen ein Tatigkeitsgebiet im Umkreis von 12 km ge-
rechnet von der Betriebsstatte als Mittelpunkt.

Bemessung der Reisedauer

(3) Die Reise beginnt, wenn sie von der Arbeitsstétte angetreten wird,
mit dem Verlassen der Arbeitsstatte; in allen anderen Féallen mit dem
notwendigen Verlassen der Wohnung. Das gleiche gilt sinngemas far
die Beendigung der Reise.

Fahrtvergiitung

(4) Die Arbeitnehmer/innen erhalten die Fahrtkosten 2. Klasse oder Au-
tobus ersetzt.

Das gleiche gilt bei angeordneten Nachtfahrten. Eine Nachtfahrt liegt
vor, wenn wenigstens drei Fahrtstunden in die Zeit zwischen 22 und
6 Uhr fallen.

Verglitung fir Schlafwagenbenitzung, Verwendung von Flugzeugen
und Luxuszlgen wird nur auf Grund besonderer Bewilligung der Be-
triebsleitung gewahrt.

Es werden nur tatséchlich aufgelaufene Fahrtkosten ersetzt.
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Reiseaufwandsentschéadigung

®)

a) Fur die Arbeitnehmer/innen, die aufgrund ihres Dienstvertrages oder
ihrer dienstlichen Verwendung regelméBig zu reisen haben, ist fur die
mit der Dienstreise verbundenen persénlichen Mehraufwendungen mit-
tels Betriebsvereinbarung®) fiir jeden vollen Kalendertag eine Reiseauf-
wandsentschadigung zu vereinbaren, wobei diese aus dem Taggeld
und dem Nachtgeld besteht.

Besteht kein Betriebsrat und kann aus diesem Grund eine Betriebsver-
einbarung®) nicht abgeschlossen werden, ist zwischen Dienstgeber/in
und Dienstnehmer/in einvernehmlich eine Reiseaufwandsentschadi-
gung zu vereinbaren, wobei die beigefligten Mindestsatze nicht unter-
schritten werden dirfen.

Die Reiseaufwandsentschadigung betragt pro Kalendertag mindestens

Taggeld Nachtgeld Volle Reiseaufwands-
entschadigung (Tag- u.
Nachtgeld)
€ 20,00 €11,36 € 31,36

b) Fur die Bestreitung des mit der Dienstreise generell verbundenen
persénlichen Mehraufwandes erhélt der/die Arbeitnehmer/in eine Rei-
seaufwandsentschadigung. Sie besteht aus dem Taggeld und dem
Nachtgeld. Die Reiseaufwandsentschadigung betragt fur je volle
24 Stunden ab Beginn der Dienstreise bei einer Reisedauer ab 12 Stun-
den:

Taggeld*) Nachtgeld**) volle Reiseaufwands-
entschadigung (Tag-
und Nachtgeld)
€ 26,40™") € 15,00™") € 41,40

c) Die Regelungen gemén Abs. 5a und 5b gelten nicht fur hauptberuf-
lich tatige Lenker von Lieferfahrzeugen. Bereits bestehende innerbe-
triebliche Regelungen im Sinne des Abs. 5b bleiben jedoch aufrecht.

*)iSd. § 68 EStG
**) das ist der gem. § 26 Z 4 Einkommensteuergesetz anerkannte Satz.
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(6) Dauert eine Dienstreise langer als drei Stunden, so kann fur jede an-
gefangene Stunde ein Zwolftel gerechnet werden. Fur Dienstreisen bis
zu einer Dauer von 3 Stunden gebUhrt keine Aufwandsentschadigung.

(7) Das Taggeld dient zur Deckung der Mehrausgaben fir Verpflegung
sowie aller mit der Dienstreise verbundenen persdnlichen Aufwendun-
gen, einschlieBlich der Trinkgelder fur persénliche Bedienung.

Wird Mittagessen oder Abendessen zur Verfligung gestellt, verringert
sich das Taggeld um das Ausmaf der Hélfte von 26,40 € je zur Verfu-
gung gestellter Mahlzeit.

Das Nachtgeld dient zur Deckung der Unterkunftsbezahlung bezie-
hungsweise bei angeordneten Fahrten wéhrend der Nacht fir den an-
fallenden Mehraufwand. Fur eine Nacht wird nur einmal Nachtgeld ver-
gutet. Ist die Dienstreise mit keiner Nachtigung beziehungsweise ange-
ordneten Nachtfahrt verbunden oder wird das Quartier oder Schlafwa-
gen kostenlos beigestellt, entféllt das Nachtgeld.

Unvermeidliche Mehrausgaben fiir Ubernachtungen werden gegen
Vorlage der Quartierrechnung gesondert vergutet.

(8) Ist gelegentlich einer Dienstreise ein mehr als 28tagiger ununterbro-
chener Aufenthalt an einem Ort erforderlich, so vermindert sich ab dem
29. Tag die gebihrende Reiseaufwandsentschadigung (Abs. 5 und 6)
um 25 %.

Sonstige Aufwendungen

(9) Sonstige, mit der Dienstreise im Zusammenhang stehende notwen-
dige Dienstauslagen, wie Porti, Telegramm- und Fernsprechgebuhren,
Kosten fur die Zu- und Abfahrt vom Bahnhof und dergleichen, sind in ih-
rem notwendigen und glaubhaft gemachten Ausmaf3 gesondert zu ver-
guten.

Reisezeitvergiitung

(10) Soweit bei angeordneten Dienstreisen die effektive Reisezeit (das
ist die Zeit der unmittelbaren Reisebewegung in Beférderungsmitteln,
wie Eisenbahn, Autobus usw., einschlieBlich notwendiger Wartezeiten
auf Umsteigbahnhéfen) nicht in die normale Arbeitszeit fallt, geblhrt ne-
ben der vorgesehenen Reiseaufwandsentschadigung fir jede solche
begonnene - sonst dienstfreie - effektive Reisestunde zusatzlich 1/7
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der vollen kollektivvertraglichen Reiseaufwandsentschadigung. Fur
Reisestunden an Samstagen ab 13 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen
gebuhrt % der vollen kollektivvertraglichen Reiseaufwandsentschadi-
gung.

Liegt jedoch gleichzeitig eine Nachtfahrt im Sinne des § 1 Abs. 4 vor,
dann gebuhrt die obige zusétzliche Reiseaufwandsentschédigung nur
fur die vor 22 Uhr liegenden effektiven Reisestunden.

Fahrtvergiitung und Uberstunden auf Dienstreisen

(11) Soweit Arbeitnehmer/innen bei einer Dienstreise Uber Aufforde-
rung des Arbeitgebers das Beférderungsmittel selbst lenken, gilt hin-
sichtlich der auBerhalb der Normalarbeitszeit anfallenden Lenkzeit fol-
gende Regelung:

Fir Fahrtzeiten auBerhalb der taglichen beziehungsweise wdchentli-
chen Normalarbeitszeit wird eine Vergiitung in der Héhe des Uberstun-
denentgeltes gewéhrt. Diese Regelung gilt nicht fir jene Arbeitnehmer/
innen, die in Austbung ihrer Tatigkeit vorwiegend zu reisen haben wie
z.B. Vertreterlnnen, hauptberuflich tatige Lenker von Lieferfahrzeugen,
Arbeitnehmer/innen mit stéandiger Reisetétigkeit und sonstige Arbeit-
nehmer/innen, die in der Gestaltung des téglichen Arbeitsablaufes un-
gebunden sind.

(11a) Fur Zeiten, fur welche Reiseaufwandsentschadigung gezahlt
wird, erfolgt in der Regel keine besondere Vergiitung von Uberstunden.
Die Reisezeit gilt nicht als Arbeitszeit. Werden jedoch von der Firmen-
leitung effektive Dienstleistungen am Zielort der Dienstreise Uber die
tagliche Normalarbeitszeit hinaus angeordnet, so werden neben der ge-
blUhrenden einfachen Reiseaufwandsentschadigung die tatséchlich ge-
leisteten Uberstunden vergiitet.

Verfall von Anspriichen

(12) Anspriiche im Sinne dieses Paragraphen missen spatestens in-
nerhalb von einem Monat nach Beendigung der Dienstreise - bei sonsti-
gem Verfall - durch Rechnungslegung beim Dienstgeber geltend ge-
macht werden.
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C) AUSLANDSDIENSTREISEN

§ 1 AUSLANDSDIENSTREISEN

Eine Auslandsdienstreisg_a liegt vor, wenn ein/e Arbeitnehmer/in von sei-
nem/ihrem Dienstort in Osterreich voriibergehend ins Ausland entsen-
det wird.

§ 2 REISEVORBEREITUNG

Dem/Der Arbeitnehmer/in ist vor Antritt der Beschéftigung im Ausland
die zur Erledigung der mit der Entsendung verbundenen Angelegenhei-
ten notwendigen Zeit freizugeben. Die notwendigen und unvermeidli-
chen Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vorbereitung der Ent-
sendung sind zu ersetzen.

§ 3 SCHRIFTLICHE AUFZEICHNUNGEN

Die fur die Entsendung vereinbarte Aufwandsentschadigung geman § 6
dieser Bestimmung und Vereinbarungen im Zusammenhang mit der
Entsendung, soweit letztere von dieser Bestimmung bzw einer betrieb-
lichen Regelung abweichen oder diese ergénzen, sind schriftlich festzu-
halten, zum Beispiel in Form einer Ergénzung des Dienstzettels.

Dem Betriebsrat sind schriftliche Aufzeichnungen tber die vereinbarte
Hoéhe der Aufwandsentschadigungen sowie tUber auf Grund dieser Be-
stimmungen erméglichte abweichende Regelungen zu Ubergeben.

Werden derartige Regelungen im Betrieb, insbesondere auf Grund ei-
ner Betriebsvereinbarung, allgemein angewendet, genugt die einmalige
Ubergabe dieser Regelung. Dem/Der Arbeithnehmer/in ist vor Beginn
der Entsendung insbesondere mitzuteilen:

a) Beginn und voraussichtliches Ende der Beschaftigung,
b) Héhe des Tag- bzw. Nachtgeldes,

c) Art des Verkehrsmittels,

d) Uberweisungsart des Entgelts,

e) Entlohnungs- und Abrechnungszeitrdume,

f) Art und Héhe der Versicherungen.
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Die Mitteilung kann insoweit entfallen, als sich auf Grund der Dauer der
Entsendung und bestehender Regelungen im Unternehmen keine Not-
wendigkeit einer besonderen Mitteilung ergibt.

§ 4 BEFORDERUNGSMITTEL UND FAHRTKOSTEN

(1) DieWahl des Beférderungsmittels und die Festlegung der Reiserou-
te obliegen dem Dienstgeber. Soweit eine WahIimdglichkeit fur den
Dienstgeber besteht, darf durch die getroffene Wahl nicht ein offensicht-
liches Missverhdltnis zwischen den wirtschaftlichen und betrieblichen
Interessen des Arbeitgebers und den eintretenden Belastungen des/
der Arbeitnehmers/in in zeitlicher und kérperlicher Hinsicht entstehen.

(2) Es werden nur tatsachlich aufgelaufene und nachgewiesene Fahrt-
kosten ersetzt.

(3) Hinsichtlich des Kostenersatzes der benitzten Wagenklasse bei
Bahnfahrten sind die entsprechenden Bestimmungen fir Inlandsdienst-
reisen im Sinne des Jsterreichischen Standards sinngemafl anzuwen-
den.

§ 5 ARBEITSZEIT UND WOCHENRUHE

(1) Die Verteilung der in Osterreich geltenden wéchentlichen Normalar-
beitszeit auf die einzelnen Tage der Woche und die Festlegung der tag-
lichen Normalarbeitszeit kann flr die im Ausland tatigen Arbeitnehmer/
innen entsprechend den Regelungen und der Ubung des Auslands-
staates und dem Erfordernis der Zusammenarbeit mit Arbeitnehmer/in-
nen des Auslandsstaates oder unter Beriicksichtigung der sonstigen
Gegebenheiten und Erfordernisse abweichend von den Regelungen
im Inland festgelegt werden.

(2) Gilt in dem Auslandsstaat, in den der/die Arbeitnehmer/in entsendet
wird ein anderer Tag der Woche als der Sonntag als wéchentlicher Ru-
hetag, tritt dieser Tag an die Stelle des Sonntags.

§ 6 AUFWANDSENTSCHADIGUNG

(1) Fur die Bestreitung des mit der Entsendung verbundenen Mehrauf-
wandes erhélt der/die Arbeitnehmer/in eine Aufwandsentschadigung,
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welche aus einem Tag- und Nachtgeld besteht. Das Taggeld dient zur
Deckung der Mehrausgaben flr Verpflegung sowie aller mit der Entsen-
dung verbundenen personlichen Aufwendungen einschlieBlich der
Trinkgelder fur persénliche Bedienung. Das Nachtgeld dient zur De-
ckung der Unterkunftsbezahlung bzw. bei angeordneten Fahrten wéh-
rend der Nacht fUr den anfallenden Mehraufwand.

Fir die Definition der Nachtfahrt ist die jeweilige Bestimmung far In-
landsdienstreisen heranzuziehen. Unvermeidliche Mehrauslagen fir
Unterkilnfte werden gegen Vorlage der Quartierrechnung gesondert
vergltet. Bei kostenloser Beistellung von zumutbarem Quartier bzw.
Schlafwagen entfallt das Nachtgeld.

Aliféllig erforderliche Unterkunftszusatzkosten sind in diesem Falle vom
Arbeitgeber zu entrichten oder zu ersetzen.

(2) Durch die Vereinbarung des Tag- und Nachtgeldes darf das Taggeld
sowie das Nachtgeld der Gebuhrenstufe 3 der Bundesbediensteten um
nicht mehr als 10% unterschritten werden.

(2a) Abs 2 gilt nicht, insoweit generell oder fir bestimmte Bereiche
durch Betriebsvereinbarung nachfolgende Regelung besteht oder ge-
troffen wird, die als der Regelung gemaf Abs 2 gleichwertig gilt: Es ge-
bihrt das Tag- und Nachtgeld der Gebuhrenstufe 2b.

(3) Bei Reisen in Mitgliedsstaaten der Européischen Union zum Stand
1.11.2001 sowie in die Schweiz und Liechtenstein geblhren Tages und
Nachtigungsgelder zumindest im Ausmaf der fir Inlandsreisen vorge-
sehenen Satze, soweit sich daraus ein hdherer Anspruch ergibt.

Diese Regelung gilt fir Dienstreisen, die nach dem 1. Juni 2016 begin-
nen.

(4) Die Aufwandsentschadigung nach diesen Bestimmungen gebihrt
far die Dauer des Aufenthaltes im Ausland, der mit dem Grenziibertritt
beginnt bzw. endet. Wird bei der Entsendung ein Flugzeug benutzt,
so gilt als Grenzlbertritt der Abflug vom bzw. die Ankunft am letztbe-
nutzten Inlandsflughafen.

Das Tag und Nachtgeld (Abs 2 bzw. 3) richten sich nach dem Ansatz fir
den Staat, der bei der Entsendung durchfahren wird bzw. in dem sich
der/die Arbeitnehmer/in zur Verrichtung der Dienstleistung aufhalt. Bei
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Flugreisen richtet sich das Taggeld (Abs 2 bzw. 3) nach dem Ansatz des
Staates, in den die Entsendung fuhrt.

Der/Die Arbeitnehmer/in erhélt firr je volle 24 Stunden des Aufenthaltes
im Ausland das vereinbarte Taggeld. Bruchteile bis zu 5 Stunden blei-
ben unbericksichtigt, fir Bruchteile in der Dauer von mehr als 5 Stun-
den gebuhrt 1/3, von mehr als 8 Stunden 2/3 und von mehr als 12 Stun-
den das volle Taggeld. Ausdricklich auf die Aufwandsentschadigung
als anrechenbar bezeichnete vom Arbeitgeber oder einem Dritten ge-
wéhrte besondere Entschadigungen sind auf die Aufwandsentschadi-
gungen im Sinne dieses Paragraphen anrechenbar.

Die Aufwandsentschadigung gebihrt grundsétzlich in dsterreichischer
Waéhrung. Die Bezahlung der Aufwandsentschéadigung in Fremdwéah-
rung ist in Betrieben mit Betriebsrat im Einvernehmen mit diesem, an-
sonsten im Einvernehmen mit dem/der Arbeitnehmer/in zu regeln, wo-
bei auf auftragsbezogene Bedingungen Rucksicht zu nehmen ist.

(5) Vom Taggeld entfallen 15% auf das Friihstlck, 30% auf das Mittag-
essen und 25% auf das Nachtmahl. Werden die Mahlzeiten umsonst
zur Verfigung gestellt bzw. die sonstigen Aufwendungen nicht vom/
von der Arbeitnehmer/in getragen, verringert sich das vereinbarte Tag-
geld entsprechend. Im Falle der Zurverfligungstellung von verbilligten
Mahizeiten (etwa Werkskiche) gilt ebenfalls die Klrzungsbestimmung
des ersten Satzes, es sind jedoch in diesem Fall die Kosten der Mahl-
zeit durch die Firma zu ersetzen.

Diese Bestimmung ist dann anzuwenden, wenn die umsonst oder ver-
billigt zur Verfigung gestellten Mahlzeiten nach inlandischen Begriffen
zumutbar sind oder nicht gesundheitliche Griinde entgegenstehen.

Wird gemafB § 6 Abs 4 zweiter Absatz nur ein aliquotes Taggeld ver-
rechnet und findet ein Abzug fiir Mahlzeiten statt, sind die Abzugssétze
des ersten Satzes auf das jeweilige aliquote Taggeld zu beziehen.

(6) Sonstige mit der Dienstreise im Zusammenhang stehende notwen-
dige Dienstauslagen, wie zB Porti, Telegramm- und Fernsprechgebtih-
ren, Kosten fur die Zu- und Abfahrt vom Bahnhof und notwendige Klei-
derreinigung, sind in ihrem notwendigen und glaubhaft gemachten Aus-
maf gesondert zu verguten.
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(7) Die tagliche Aufwandsentschadigung (Tag- und Nachtgeld) entfallt
im Falle eines unentschuldigten Fernbleibens zur Ganze. Das Gleiche
gilt, wenn eine Dienstverhinderung bzw. Arbeitsunfahigkeit jedweder
Art vorsétzlich oder grobfahrléassig herbeigefuhrt wird. Im Falle eines Ar-
beitsunfalles entfallt die tagliche Aufwandsentschadigung nur bei vor-
satzlicher Herbeifiihrung. Bei einem notwendigen Krankenhausaufent-
halt im Ausland verringert sich der Taggeldsatz auf 1/3 des vollen ver-
einbarten Taggeldsatzes. Das Nachtgeld entfallt, jedoch werden weiter-
laufende Quartierkosten gegen Nachweis bis auf Widerruf durch die Fir-
menleitung ersetzt.

(8) Bis zum Grenzlbertritt bzw. zum letztbenitzten Inlandsflughafen ist
die Aufwandsentschadigung nach den entsprechenden im Inland gel-
tenden Bestimmungen zu bemessen. Das Gleiche gilt sinngeman fiir
die Ruckkehr. Ergibt sich bei Dienstreisen von bis zu 24-stindiger
Dauer auf Grund der Dauer des Auslandsaufenthaltes kein (aliquoter)
Anspruch auf eine Aufwandsentschadigung im Sinne des Abs 4, sind
auf die gesamte Dienstreise die entsprechenden im Inland geltenden
Bestimmungen hinsichtlich der Bemessung der Aufwandsentschadi-
gung anzuwenden.

(9) Bei Aufenthalten zur Schulung oder Ausbildung kann vereinbart wer-
den, dass sich das geméf3 Abs 2 bzw. 3 jeweils zustehende Taggeld auf
10% dieses Satzes verringert, wenn ein ganztagig erweiterter Betreu-
ungsumfang (Mahlzeiten und Nebenleistungen) gewéhrt wird.

§ 7 VERGUTUNG FUR REISEZEIT UND LENKZEIT

(1) Hinsichtlich der Vergitung von Reisezeit und Lenkzeit sind die ent-
sprechenden Bestimmungen betreffend die Inlandsdienstreisen in den
jeweiligen Bereichen anzuwenden, wobei fir die Bemessung der Ver-
gutung fir Reisezeit die Aufwandsentschadigung (Tag- und Nachtgeld)
des Inlandes heranzuziehen ist. Dasselbe gilt hinsichtlich Uberstunden
auf Dienstreisen. Mit dieser Vergutung ist die Reisetétigkeit abgegolten.

(2) Hinsichtlich der Vergutung gelten die Zeiten der Reisebewegung im
In- und Ausland als Einheit. Wird vom Einsatzort am Zielort der Dienst-
reise im Auslandsstaat eine Dienstreise vergleichbar einer Dienstreise
nach den jeweiligen Bestimmungen Uber Inlandsdienstreisen angetre-
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ten, gelten die Bestimmungen Uber die Definition des Dienstortes sinn-
geman im Ausland.

§ 8 FAMILIENHEIMFAHRT

Nach einem ununterbrochenen Aufenthalt von der Dauer eines halben
Jahres in Europa oder 11 Monaten in auBereuropéischen Staaten hat
der/die Arbeitnehmer/in Anspruch auf eine bezahlte Familienheimreise
mit anschlieBendem Geblhrenurlaub, sofern die Beendigung der Ent-
sendung bzw. eine Heimreise aus sonstigen Granden nicht in den
nachsten 3 Monaten zu erwarten ist. Heimreisezeiten dirfen auf den
Gebuhrenurlaub nicht angerechnet werden. Fir die Familienheimreise
gelten hinsichtlich der Beférderungsmittel und der Reisezeit die ent-
sprechenden Regelungen dieser Bestimmungen. Wird jedoch die
Heimreise bedingt zB durch die Auftragslage nicht mdglich, gebuhrt
bei ununterbrochenem Aufenthalt von mehr als 6 Monaten in europé-
ischen Staaten fiir jeden darlber hinausgehenden Monat 1/6, in au3er-
europaischen Staaten flr jeden Uber 11 Monate hinausgehenden Mo-
nat 1/11 der gesamten Fahrtkosten fur die Hin- und Ruckreise zum
sténdigen Wohnort als Abgeltung fir die nicht konsumierte Heimreise.

§ 9 UNFALLVERSICHERUNG

Der Arbeitgeber hat dem/der Arbeitnehmer/in die Kosten einer Unfall-
versicherung fur Unfélle wahrend der Dauer der Entsendung, ausge-
nommen Arbeits- und Wegunfall im Sinne des ASVG, die zum Tod oder
dauernder Invaliditat fihren, zu ersetzen. Hinsichtlich des Kostenersat-
zes wird far Tod eine Versicherungssumme von mindestens
€ 10.900,93, fiir dauernde Invaliditat von mindestens € 21.801,85 fest-
gesetzt. Es werden nur die Kosten fir eine Versicherung gedeckt, die
jene Risiken abdeckt, die nach den dsterreichischen Versicherungsbe-
dingungen unter das normale Unfallrisiko fallen. Der Kostenersatz fallt
weg oder verringert sich entsprechend, wenn auf eine andere Weise
fir Abdeckung des Unfallrisikos in obigem Ausmaf3 durch die Firma ge-
sorgt ist; von dieser anderweitigen Vorsorge ist dem/der Arbeitnehmer/
in schriftlich Mitteilung zu machen.
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§ 10 TOD NAHER ANGEHORIGER

Bei Tod des/der Ehegatten/in, der/die eingetragene Partner/in im Sinne
des EPG, des/der Lebensgefahrten/in (im Sinne der Bestimmungen des
ASVQ@), der Kinder, der Adoptivkinder oder der Eltern sind die Kosten
der Riickreise zu erstatten und die Fahrzeit bei der Riickreise in gleicher
Weise wie bei einer Entsendung zu behandeln, sofern die Heimfahrt tat-
séchlich beansprucht wird.

§ 11 ERKRANKUNG UND UNFALLE

Bei Erkrankung im Ausland gilt § 130 ASVG bzw. das jeweilige zwi-
schenstaatliche Sozialversicherungsabkommen.

Uber Verlangen der unter § 10 genannten nahen Angehérigen hat die
Firma im Falle des Todes des/der Arbeitnehmer/in wahrend der Dauer
der Entsendung die notwendigen Kosten des Rucktransportes zu lber-
nehmen, soweit diese nicht von dritter Seite (zB Versicherung) getragen
werden, wobei die Kostenlibernahme mit € 7.267,28 nach oben be-
grenzt ist. Uber Verlangen der Hinterbliebenen hat die Firma bei der ad-
ministrativen Abwicklung des Rucktransportes behilflich zu sein.

§ 12 HOHERE GEWALT

Im Falle einer konkreten persénlichen Gefahrdung (z.B. durch Krieg, in-
nerpolitische Unruhe am Zielort der Entsendung) ist der/die Arbeitneh-
mer/in berechtigt, die Heimreise anzutreten. Vor Antritt ist nach Méglich-
keit das Einvernehmen mit dem Arbeitgeber bzw. dessen bevollméch-
tigtem Vertreter herzustellen, ansonsten ist der Arbeitgeber vom Antritt
der Reise unverzlglich zu verstédndigen. Wird der/die Arbeitnehmer/in
durch héhere Gewalt an der Ruckreise gehindert, so ist den Angehdri-
gen — und dazu zahlen auch eingetragene Partner/innen im Sinne des
EPG —, zu deren Erhaltung der/die Arbeitnehmer/in gesetzlich verpflich-
tet ist, jenes Gehalt fiir die Dauer von 6 Monaten weiterzubezahlen, das
er/sie bei Dienstleistung an der Dienststelle im Inland erreicht hatte. Fur
weitere 6 Monate ist diesen Angehdérigen ein Betrag in der Hohe des auf
gleicher Basis berechneten pfandungsfreien Einkommens zu bezahlen.
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§ 13 BEVORSCHUSSUNG UND REISEABRECHNUNG

Die Aufwandsentschadigung (Tag- und Nachtgeld) und Fahrtkosten
(soweit nicht Fahrkarten gestellt werden) sind dem/der Arbeitnehmer/
in zeitgerecht gegen nachherige Verrechnung zu akontieren. Die Ab-
rechnung der Anspriiche hat grundséatzlich fir jeden abgelaufenen Ka-
lendermonat bis zum Ende des nachsten Kalendermonats durch schrift-
liche Rechnungslegung zu erfolgen. Die Anspriche verfallen, wenn die-
se Rechnungslegung nicht innerhalb von 2 weiteren Kalendermonaten,
im Falle einer unverschuldeten Verhinderung an der Rechnungslegung
innerhalb von 2 Kalendermonaten nach Wegfall der Verhinderung, er-
folgt.

§ 14 ABTRETUNG VON ANSPRUCHEN

Uber Aufforderung des Dienstgebers hat der/die Arbeitnehmer/in bzw.
seine/ihre Hinterbliebenen Ersatzanspriiche, die sich aus einem Ereig-
nis im Sinne der §§ 9, 11 und 12 gegen Dritte ergeben, bis zur Héhe des
vom Dienstgebers auszubezahlenden bzw. ausbezahlten Betrages an
den Dienstgeber bei sonstigem Verlust im Sinne obiger Paragraphen
abzutreten.

§ 15 SONDERVEREINBARUNGEN,
BETRIEBSVEREINBARUNGEN, BETRIEBLICHE
REGELUNGEN UND GUNSTIGKEITSKLAUSEL

(1) Die Anspriiche nach §§ 6 und 7 kénnen einvernehmlich auch auf an-
dere Weise, etwa durch eine Pauschale, eine Auslandszulage oder ein
Entgelt bzw. eine andere Vergitung, das die Abgeltung fir diese An-
spriiche einschlieBt, abgegolten werden. Als solches gilt auch die Ab-
rechnung gegen Beleg.

(2) Bestehende Firmenregelungen bleiben in ihrem gesamten Umfang
als Betriebsvereinbarung aufrecht und treten anstelle dieser Bestim-
mungen, wenn binnen 2 Monaten nach In-Kraft-Treten dieser Bestim-
mung (1. Juni 2016) die Firmenleitung und der Betriebsrat einvernehm-
lich die Weitergeltung der Regelung festlegen. Kommt keine Einigung
zustande, gilt Abs 3. Regelungen im Sinne dieses Absatzes haben
schriftlich zu erfolgen.
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(3) Bestehende, fur die Arbeitnehmer/in gunstigere Vereinbarungen,
Betriebsvereinbarungen und Regelungenbleiben aufrecht und kénnen
auch in Hinkunft abgeschlossen werden. Diese Glnstigkeitsklausel ist
so anzuwenden, dass nur die betriebliche Regelung als Ganzes auf ihre
Gunstigkeit gepraft wird, ein Herausgreifen einzelner Teile der einen
oder anderen Regelung unter Berufung auf diese Glnstigkeitsklausel
ist nicht gestattet.

§ 16 SCHLICHTUNGSVERFAHREN

Mit der Beilegung von Auslegungsstreitigkeiten und Streitigkeiten tber
die Anwendung der Gunstigkeitsklausel gemaf § 15 Abs 3 hat sich vor
Anrufung des Arbeits- und Sozialgerichtes ein paritétisch aus je drei
Vertreterlnnen der vertragschlieBenden Organisationen zusammenge-
setzter Ausschuss zu befassen, dessen Mitglieder tunlichst aus dem
Kreis der an den Verhandlungen tber diese Bestimmungen Beteiligten
zu entnehmen sind.
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Anhang 7

Vereinbarung zur Erreichung von
1500 Euro Mindestlohn

1. Grundséatze zum Stufenplan zur Erreichung von 1500 Euro Min-
destlohn

Die KV-Léhne werden entsprechend dem Stufenplan zur Erreichung
des Mindestlohns von € 1.500,— zum 31.12.2018 geméaf beiliegender
Lohntabellen mit Wirkung vom 1.6.2018 und 31.12.2018 festgesetzt.

Als Bezugspunkte dient der in der Lohngruppe VIl bestehende Fehlbe-
trag auf € 1.500,— Monatslohn.

Die Anpassung erfolgt unter Anrechnung der individuellen Uberzah-
lung.

2. Anrechnungen auf den Mindestlohn

RegelmaBige Uberzahlungen des Mindestlohnes sowie Sozialzulagen
(wie z.B. Familien-, Haushalts-, Kinderzulagen) und sonstige Zulagen
(nicht aber echte Fahrtkosten- oder Essenszuschiisse) gelten als Be-
standteil des Grundlohnes und sind auf den Mindestlohn anrechenbar.
RegelméBige Uberzahlungen, die unter die Akkord- bzw. Prémienbe-
stimmungen (§ 7) fallen oder Zulagen, die Arbeitsbelastungen abgelten
(z.B. SEG-Zulagen, Abgeltung fir Rufbereitschaft, Vorarbeiter/innen-
Zuschlag), sind nicht Bestandteil des Grundlohnes und sind daher auf
den Mindestlohn nicht anrechenbar.

Die Anpassung erfolgt unter Anrechnung der individuellen Uberzah-
lung. In jedem Fall hat ein Vergleich des alten IST-Lohnes mit dem
neuen Mindestlohn zu erfolgen. Sollte der individuelle IST-Lohn nicht
der H6he des neuen Mindest-KV-Lohnes entsprechen, so ist der neue
IST-Lohn entsprechend auf den neuen Mindest-KV-Lohn anzuheben.

Soweit Leistungen auf Betriebsvereinbarungen beruhen, ist dies nur
durch Anderung der Betriebsvereinbarung mdéglich. Durch Betriebsver-
einbarung ist auch eine Umwandlung steuerbegtinstigter Leistungen
zuléssig. Ferner kénnen unter den Voraussetzungen des vorstehenden
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Absatzes Pramien, die nicht akkordahnlich sind, in Lohn umgewandelt
und angerechnet werden; die BV kann Abweichendes vorsehen.

3. Unternehmen mit geringer Uberzahlung

Flr Betriebe, die durch die Umsetzung des Stufenplanes zur Errei-
chung des Mindestlohnes auB3erordentlich belastet werden, kénnen be-
triebsspezifische Sonderregelungen vereinbart werden, um die Kosten-
belastung zu ddmpfen. Eine auBerordentliche Belastung liegt vor, wenn
die zusétzliche Ist-Auswirkung der Einfiihrung zum jeweiligen Stichtag
(31.5.2018, 30.12.2018) groBer als 0,5% der Lohn- und Gehaltssumme
betragt.

Bei Vorliegen dieser Voraussetzung werden nach Antragstellung der
betroffenen Unternehmen unter Mitwirkung der KV-Parteien individuelle
betrieblich abweichende MaBnahmen (z.B. Aufteilung der Mehrkosten
auf mehrere Jahre) getroffen. In Betrieben mit Betriebsrat ist dazu je-
weils zum Stichtag eine Betriebsvereinbarung abzuschlieBen. In Betrie-
ben ohne Betriebsrat kann eine entsprechende Vereinbarung mit den
KV-Parteien abgeschlossen werden. Eine derartige (Betriebs-)Verein-
barung gilt auch fir Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhélinis erst nach
dem 1.6.2018 begonnen hat.

4. Konjunktur-Klausel

Die Sozialpartner verpflichten sich weiters, aufgrund der langen Lauf-
zeit des Kollektivvertrages bei Vorliegen gravierender wirtschaftlicher
Belastungen mit &hnlichen Auswirkungen wie beispielsweise der Wirt-
schaftskrise 2008 umgehend in Gesprache zur Neugestaltung einzutre-
ten.
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Anhang 8

Gemeinsame Erklarung der Sozialpartner
zu uberlassenen Arbeitskraften
(ab 1.6.2021)

Die Kollektivvertragsparteien erklaren, dass die Flexibilitdt durch Ar-
beitskraftetiberlassung fir die Unternehmen der Schuhindustrie groBe
Bedeutung hat und dabei geltendes Recht jedenfalls einzuhalten ist.

Aus diesem Grund wirken sie auf die Unternehmen dahingehend ein,
Vertrage nur mit Arbeitskréaftelberlassern abzuschlieBen, von denen
angenommen werden kann, dass sie die Bestimmungen des AUG so-
wie die sonstigen kollektivvertraglichen und gesetzlichen Vorschriften
einhalten.

Nehmen die Kollektivvertragsparteien einen Versto3 gegen die ein-
schlagigen Rechtsvorschriften wahr, werden die Kollektivvertragspar-
teien den Sachverhalt nach Méglichkeit prifen, bewerten und sollte kei-
ne Lésung auf betrieblicher Ebene erreicht werden, nétigenfalls auf die
Unternehmen einwirken, dass ein rechtskonformer Zustand hergestellt
wird.
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Wien, am 17. Mai 2024

Fachverband Textil-Bekleidung-Schuh-Leder

Der Obmann: Die Geschaftsfuhrerin:

Ing. Manfred Kern Mag. Eva Maria Strasser

Berufsgruppe Schuh- und Lederwarenindustrie

Der Berufsgruppenvorsitzende:

Dr. Horst Kdnig

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft PRO-GE

Der Bundesvorsitzende:

Reinhold Binder

Der Bundesgeschéftsfiihrer: Der Sekretar:

Peter Schleinbach Gerald Cuny-Kreuzer

62



GEWERKSCHAFT PRO-GE

1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1, Tel. 01/534 44-69 555
proge @proge.at
Wir sind im Internet erreichbar unter: http://www.proge.at

Landessekretariat Burgenland:
7000 Eisenstadt, Wiener StraBBe 7, Tel. 02682/770-61053,
burgenland @ proge.at

Landessekretariat Karnten:
9020 Klagenfurt, BahnhofstraBe 44, Tel. 0463/58 70-414,

kaernten @proge.at

Landessekretariat Niederosterreich:

2500 Baden, Wassergasse 31, Tel. 02252/443 37,
niederoesterreich @proge.at

Regionalsekretariat Amstetten-Melk-Scheibbs:

3300 Amstetten, Wiener StraBe 55, Tel. 07472/628 58-51 460,
amstetten @ proge.at

Regionalsekretariat Baden-Madling:
2500 Baden, Wassergasse 31, Tel. 02252/484 76-29 331,

baden@proge.at

Regionalsekretariat Ganserndorf — Mistelbach — Bruck/Leitha:
2230 Ganserndorf, Wiener StraBe 7a, Tel. 02282/86 96,
gaenserndorf @proge.at

Regionalsekretariat Waldviertel-Donau:

3500 Krems, Wiener StraBBe 24, Tel. 02732/824 61-291 62,
krems @proge.at

Gmiind:

3950 Gmiind, WeitraerstraBe 19, Tel. 02852/524 12-29 133,
gmuend @proge.at

Regionalsekretariat Wr. Neustadt-Neunkirchen:

2700 Wiener Neustadt, Grohrmihlgasse 4-6, Tel. 02622/274 98,
wrneustadt@proge.at

Regionalsekretariat St. Pélten-Lilienfeld:

3100 St. Polten, Gewerkschaftsplatz 1, Tel. 02742/832 04-27,
stpoelten @proge.at
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Landessekretariat Oberosterreich:

4020 Linz, VolksgartenstraBe 34, Tel. 0732/65 33 47
oberoesterreich @ proge.at

Bezirkssekretariat Steyr:

4400 Steyr, Redtenbachergasse 1a, Tel. 07252/546 61,
steyr@proge.at

Landessekretariat Salzburg:
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-StraBe 10, Tel. 0662/87 64 53,

salzburg@proge.at

Landessekretariat Steiermark:

8020 Graz, Karl-Morre-StraBe 32, Tel. 0316/70 71-271 bis 276,
steiermark @ proge.at

Bezirkssekretariat Bruck/Mur:

8600 Bruck/Mur, SchillerstraBe 22, Tel. 03862/510 60-66100,
bruckmur@proge.at

Bezirkssekretariat Leoben:

8700 Leoben, Buchmiillerplatz 2, Tel. 03842/459 86,
leoben@proge.at

Landessekretariat Tirol:
6020 Innsbruck, Sudtiroler Platz 14-16, Tel. 0512/597 77-506,

tirol@proge.at

Landessekretariat Vorarlberg:
6900 Bregenz, Reutegasse 11, Tel. 05574/717 90,
vorarlberg @proge.at

Landessekretariat Wien:
1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1, Tel. 01/534 44-69 661

wien @proge.at

Herausgeber: Osterreichischer Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft PRO-GE
ZVR 576439352
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des OGB Ges.m.b.H.
Verlags- und Herstellungsort Wien

64


http://maps.google.at/maps?q=4020+Linz,Volksgartenstra�e+34&z=15
mailto:oberoesterreich@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=4400+Steyr,Redtenbachergasse+1a&z=15
mailto:steyr@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=5020+Salzburg,Markus+Sittikus+Stra�e+10&z=15
mailto:salzburg@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=8020+Graz,Karl+Morre+Stra�e+32&z=15
mailto:steiermark@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=8600+Bruck+Mur,Schillerstra�e+22&z=15
mailto:bruckmur@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=8700+Leoben,Buchm�llerplatz+2&z=15
mailto:leoben@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=6010+Innsbruck,S�dtiroler+Platz+14&z=15
mailto:tirol@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=6900+Bregenz,Reutegasse+11&z=15
mailto:vorarlberg@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=1020+Wien,Johann+B�hm+Platz+1&z=15
mailto:wien@proge.at

&

Berufsforderungsinstitut

HIER BILDEN SICH
NEUE PERSPEKTIVEN

LehrabschllUsse
Berufsreifepriifung

Gesundheit Soziales

Wellness EDV/IT Logistik
Transport Verkehr
Management Wirtschaft
Padagogik Beratung ... und
Persénlichkeit Sprachen [esain=s
Technik Okologie online

Sicherheit

Tourismus
Gastronomie

DAS BFI - DEIN VERLASSLICHER PARTNER FUR
AUS- UND WEITERBILDUNG www.bfi.at




O
RISKIERT
RISKIERT

HALBIERT

Abkurzungen Uber Bahngleise
sind lebensgefahrlich.

passaufdichauf.at



	Verhandlungsergebnis 
	Inhaltsverzeichnis
	KV Schuhindustrie [Arb]
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Normalarbeitszeit
	§ 3 Überstundenarbeit
	§ 4 Sonn- Und Feiertagsarbeit
	§ 4a Reiseaufwandsentschädigungen
	§ 5 Kurzarbeit
	§ 6 Verdienstbegriffe
	§ 7 Akkorde Und Akkordähnliche Prämien
	§ 8 Variable Leistungsprämien
	§ 9 Maschinputzzeiten
	§ 10 Veränderungen des Arbeitsplatzes ­im Betrieb
	§ 11 Lohnzahlungen
	§ 11a Integrative Berufsausbildung
	§ 11b Internatskosten
	§ 11c Erfolgsprämie für Lehrlinge
	§ 12 Urlaub
	§ 13 Urlaubszuschuss
	§ 14 Weihnachtsremuneration
	§ 14a Sonderzahlungen für ­Teilzeitbeschäftigte
	§ 15 Arbeitsausfälle
	§ 16 Arbeitsverhinderung Bei Erkrankung
	§ 17 Allgemeine Arbeitsverhinderungsfälle
	§ 17a Anrechnung des Karenzurlaubes (§ 15 MSchG bzw. § 2 EKUG) und Abfertigung nach Entbindung (§ 2 ArbAbfG iVm § 23a AngG)
	§ 18 Aufnahme und Beendigung ­des Arbeitsverhältnisses
	§ 19 Abfertigung
	§ 20 Betriebsversammlung
	§ 21 Beistellung Von Arbeitskleidung
	§ 22 Verfall Von Ansprüchen
	§ 23 Schlussbestimmungen

	Anhänge
	Anhang 1: Klarstellung Aliquotierung Sonderzahlungen
	Klarstellung zur Aliquotierung von Sonderzahlungen

	Anhang 2: Gemeinsame Erklärung Aus- und Weiterbildung
	Gemeinsame Erklärung der Kollektivvertragspartner zur Aus- und Weiterbildung

	Anhang 3: Muster eines Dienstzettels
	Muster eines Dienstzettels „gebührenfrei“ Dienstzettel – für Arbeiternehmer/innen gemäß ­§ 2 Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz (AVRAG):

	Anhang 4: Arbeitskategorien in der Schuhindustrie & Anlernzeiten
	LOHNGRUPPENSCHEMA IN DER SCHUHINDUSTRIE (Anhang gemäß § 6 Abs. 1)

	Anhang 5: Vereinbarung über die Erhöhung der Ist-Löhne und der Akkorde und akkordähnlichen Prämien sowie der Erhöhung sonstiger Prämien
	Vereinbarung über die Erhöhung der Ist-Löhne und der Akkorde und akkordähnlichen Prämien sowie der ­Erhöhung sonstiger Prämien
	Lohntarif ab 1. Juni 2024

	Anhang 6 Reisekosten- und Aufwandsentschädigung
	A)  Kilometergeld – Verrechnung für Personenkraftwagen
	§ 1 Kilometergeld
	§ 2 Rechnungslegung und Nachweis der Kilometergelder
	§ 3 Verfall der Ansprüche
	§ 4 Sondervereinbarungen, Betriebsvereinbarungen, Betriebliche Regelungen und Günstigkeitsklausel
	§ 5 Schlichtungsverfahren

	B) Inlandsdienstreisen
	§ 1 Reisekosten- und Aufwandsentschädigungen

	C) Auslandsdienstreisen
	§ 1 Auslandsdienstreisen
	§ 2 Reisevorbereitung
	§ 3 Schriftliche Aufzeichnungen
	§ 4 Beförderungsmittel und Fahrtkosten
	§ 5 Arbeitszeit und Wochenruhe
	§ 6 Aufwandsentschädigung
	§ 7 Vergütung für Reisezeit und Lenkzeit
	§ 8 Familienheimfahrt
	§ 9 Unfallversicherung
	§ 10 Tod naher Angehöriger
	§ 11 Erkrankung und Unfälle
	§ 12 Höhere Gewalt
	§ 13 Bevorschussung und Reiseabrechnung
	§ 14 Abtretung von Ansprüchen
	§ 15 Sondervereinbarungen, Betriebsvereinbarungen, Betriebliche Regelungen und Günstigkeitsklausel
	§ 16 Schlichtungsverfahren


	Anhang 7 Vereinbarung zur Erreichung von 1500 Euro Mindestlohn
	Anhang 8 Gemeinsame Erklärung der Sozialpartner zu überlassenen Arbeitskräften (ab 1.6.2021)
	(Unterschriften)

	Anschriften Gewerkschaft PRO-GE


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


